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Fortſchritts Abſage
Der Fortſchrittsparteitag weiſt Wahlabkommen mit der Soztal-

demokratie brüsk zurück!

Am Montage haben die preußiſchen Fortſchrittler in Berlin
ihren Parteitag abgehalten, der als wichtigſten Punkt die
Stellungnahme zur Wahltaktik vorſah. Abg. Fiſchbeck
hat darüber referiert und einige Vertreter der Bezirke haben
diskutiert. Das Ergebnis war die einſtimmige Annahme der
Reſolution des Parteiausſchuſſes, die man im Berichte nach-
leſen möge. Der Bericht ſtammt von der freiſinnigen Partei-
leitung, da bezeichnenderweiſe der Parteitag „geheim“ tagte.
Man teilte der Oeffentlichkeit nur mit, was von Partei wegen

zugelaſſen, korrigiert und friſiert iſt. Unter dieſem Geſichts-
winkel iſt die ganze Tagung und der ganze Bericht zu werten.

Jm übrigen iſt es genau ſo gekommen, wie wir ſchon im Leit-
artikel der Sonntagnummer vorauszuſagen uns erlaubten:
man hat keine klare Stellung genommen. Feſt ſteht allein
das Abkommen mit den Nationalliberalen, das man
noch zu erweitern trachtet. Dadurch hat man ſich in den
meiſten Provinzen mit den nationalliberalen Feinden des
gleichen Wahlrechts auf Gedeih und Verderb feſtgelegt. Es iſt
ausgeſchloſſen, daß mit den dadurch aufzuſtellenden „geſamt-

liberalen“ Wahlmännern von unſerer Seite Abkommen ge-
troffen und geſchloſſen werden könnten, denn die Nationallibe-
ralen erfüllen keine der zwei von der Sozialdemokratie als un-
erläßlich feſtgelegten Beſtimmungen. Die angenehmen Herr
ſchaften verpflichten ſich weder zum Eintreten für das gleiche
Wahlrecht, noch gewähren ſie der Sozialdemokratie Gleich-
berechtigung und Gegenſeitigkeit. Somit iſt für den
größten Teil Preußens die Sachlage jetzt ſchon klar. Wie das
Volk freilich über den immer wieder betonten Kampf für
gleiches Recht“ der Fortſchrittler denkt und urteilen wird,
iſt eine andere Frage.

Ueberdies erinnert die fortſchrittliche Reſolution auch in
dankenswerter Weiſe daran, daß die Fortſchrittler in gemiſcht
ſprachigen Landesteilen, alſo in der Provinz Poſen, ſogar
Abkommen mit den konſervativen Parteien geſchloſſen
haben, weil dort die Junker im Gegenſatz zu den Polen als
„deutſche“ Parteien auftreten. Dies gegenſeitige Bündnis
der Fortſchrittler mit den Junkern ſetzt der Ernſthaftigkeit
ihres „Wahlrechtskampfes“ in der Tat die Krone das heißt
die Schellenkappe auf.

Nach ſolchen Leiſtungen iſt es nur ſelbſtverſtändlich, daß die
Taktikreſolution kein Wort über das Verhältnis zur
Sozialdemokratie enthält. Für die in dieſer Beziehung
eventuell noch in Betracht kommenden wenigen Wahlkreiſe will
man ſich „fveie Hand“ behalten, um die geduldigen Sozial
demokraten wieder durch „Dämpfung“ oder ſonſtwie prellen zu
können. Geräuſch darf dabei nicht gemacht werden, damit die
Junker nichts merken und die Herren Fortſchrittler nach außen
hin „national“ und „vaterländiſch einwandfrei“ bleiben. Was
die Reſolution verſchweigt, hat Herr Fiſchbeck geredet. Er hat
klipp und klar feſtgeſtellt, daß ſeine Partei auf Ab
machungen, wie ſie die ſozialdemokratiſche Taktikreſolution
fordert, nicht eingehen könne. Und warum nicht? Weil
ihre Bedingungen zum Teil „undurchführbar“, zum Teil mit
der „Selbſtachtung“ der Fortſchrittler nicht vereinbar ſeien.
Man beachte, daß unſere Reſolution verlangt, der zu unter
ſtützende Kandidat müſſe ſich ſchriftlich für das gleiche
Wahlrecht verpflichten, und ſeine Parteileitung müſſe
irgendwie Gegenſeitigkeit gewähren. Das nennen die
Fortſchrittler „undurchführbar“ und mit „Selbſtachtung“ un
vereinbar. Gut! Das klärt die Situation. Da wir die frei
ſinnigen Pappenheimer kennen, haben wir wie wir das in
angezählten Artikeln und Notizen zum Ausdruck brachten
natürlich etwas anderes nicht erwartet. Daß der Fortſchritt
es auch ſchroff ablehnt, die ſozialdemokratiſche Anregung zu
befolgen, unabhängige Wahlmänner und nicht Lehrer und
Beamte aufzuſtellen, damit bei einem eventuellen Abkommen
die Wahlmänner auch ohne Exiſtenzgefährdung für einen
Sozialdemokraten ſtimmen könnten, das iſt nur der Schluß-
ſtein in dem fortſchrittlichen Wahlgemäuer. An ein irgendwie
nennenswertes Gegenſeitigkeitsabkommen mit den
Fortſchrittkern iſt nun nicht mehr zu denken. Die Stimmen
aus dem eigenen Fortſchrittslager, die eine Gegenſeitigkeit be
fürworteten, ſind an den maßgebenden Fortſchrittsköpfen glatt
abgeprallt. Es wäre ein Wunder geweſen, wenn es anders
gekommen wäre.

Die Sozialdemokratie weiß freilich genau, war um es ſo
und nicht anders gehen muß. Denn letzten Endes gruppieren
ſich die politiſchen Parteien nach dem Beſitz. Die liberalen
Parteien haben in ihrem Porteikörper die beſitzenden Klaſſen
und leben von ihnen. Der Beſitz kann ſich nur an der Macht

erhalten, wenn er politiſche Vorrechte genießt, denn ſonſt
wird er bei gleichem Wahlrechte von der weit zahlreicheren
Arbeiterklaſſe über kurz oder lang einmal an die Wand ge-
drückt. Deshalb wird der Liberalismus als Geſellſchafts-
prinzip das gleiche Recht nie gewähren. Daß die wenig be-
deutenden Fortſchrittler trotzdem für Preußen einſtweilen
noch das gleiche Recht verlangen, hat nichts zu bedeuten. Denn
das iſt politiſch zunächſt ungefährlich, ſichert aber eine Anzahl
Wähler. Wo die Liberalen jedoch in der Macht ſind, da
verweigern ſie ſofort das gleiche Recht ſiehe Ham-
burg, Bremen, Lübeck. Das darf nicht vergeſſen werden!

Es bleibt dabei, daß nur die Arbeiterklaſſe ein
Lebensintereſſe an der Durchſetzung des gleichen Wahlrechts
hat, infolgedeſſen ſie nicht auf Bundesgenoſſen rechnen darf,
ſondern auf ihre eigene Kraft angewieſen bleibt. Dieſe
Kraft ſelbſtändig ins Spiel zu bringen, das iſt die Auf-
gabe der kommenden Landtagswahl.

Rüſtetl!

Nationallkseral- konſervative Wahlabkommen.

Ein Wahlabkommen zwiſchen den Rechtsparteien und den
Nationalliberalen iſt für die Landtagswahl in Schleswig-
Holſtein zuſtande gekommen. Der Poſt wird von parlamen-
tariſcher Seite geſchrieben: „Zwiſchen den Rechtsparteien und
den Nationalliberalen in den Wahlkreiſen Alt on a und
Süderdithmarſchen iſt ein Wahlabkommen dahin ge-
troffen worden, daß die Rechtsparteien die Nationalliberalen
in Altona, umgekehrt die Nationalliberalen die freikonſervative
Kandidatur Peters in Südecrdithmarſchen unterſtützen. Auch
für die meiſten übrigen Wahlkreiſe der Provinz Schleswig-
Holſtein ſind zwiſchen den Rechtsparteien und den National-
liberalen Wahlabreden zuſtande gekommen, welche eine gegen
ſeitige Bekämpfung ausſchließen. Ausgenommen ſind allein
die Kreiſe Stormarn und Lauenburg. Die freikonſerbativen
Abgeordneten aus der Provinz Schleswig-Holſtein werden, mit
Ausnahme des Abgeordneten Wendroth-Segeberg, ſämtlich
wieder kandidieren.“

Es iſt erfreulich, hier die Nationalliberalen ehrlich zu
ſehen. Jhrer wirtſchaftlichen und politiſchen Grundtendenz
nach gehören ſie zu Konſervativen und ſogenannten Frei-
konſervativen. Auch die Feindſchaft gegen das gleiche Wahl
recht eint dieſe gleichwertigen Brüder. Parteipolitiſch beacht-
lich iſt allein, daß die Fortſchrittler mit dieſen erklärten
nationalliberalen Wahlrechtsfeinden in allen anderen Pro
vinzen feſte Abkommen getroffen haben. So ſieht der berühmte
„Zug nach links“ in der Praxis aus!

Nach der Präſidentenwahl.
Aus Paris wird uns geſchrieben: Die Wahl des bis-

herigen Miniſterpräſidenten Poincare zum Nachfolger
Falliéres im Elyſee-Palaſt bedeutet in erſter Linie eine Nieder
lage der antiproportionaliſtiſchen Radikalen, in zweiter Linie
einen Sieg jener politiſchen Truppen, die ſich auf den Stand-
punkt ſtellen, daß der Präſident der Republik eine aktive
ſtaatsmänniſch befähigte Perſönlichkeit ſein ſoll und nicht nur
ein „Lakai der Legislative“ oder ein „Generaloberwächter“.
Rein programmatiſch betrachtet, iſt die Ernennung Poincarés
zum Präſidenten der Republik unklar. Während in Amerika
Taft und Wilſon innerhalb der einander gegenüberſtehenden
bürgerlich-kapitaliſtiſchen Parteien wenigſtens zwei grundver-
ſchiedene wirtſchaftspolitiſche Prinzipien verkörperten, konnten
ſich in Frankreich die Anhänger aller möglichen ſozial-, wirt
ſchafts- und verwaltungspolitiſchen Forderungen ſowohl für
Poincaré als für Pams engagieren. Nach den in Frankreich
beſtehenden Gebräuchen hatte weder der eine noch der andere
der Kandidaten „Programme“ zu verkünden, wie das in
Amerika der Fall iſt. So weit die Perſon Poincarés in Be-
tracht kam, war es ja auch nicht nötig, da ſeine Tätigkeit als
Miniſterpräſident und die von ihm in dieſer Eigenſchaft abge
gebenen Erklärungen genügend über ſeine Abſichten unter
richteten. Aber Pams, den die mächtige radikale Partei zu
ihrem Kandidaten ernannte, war indeſſen für die große Maſſe
der Bevölkerung, die bei der Präſidentenwahl eine Zuſchauer-
rolle ſpielt, ein unbeſchriebenes Blatt. Und die Abgeordneten
kennen ihn nicht viel beſſer. „Jſt er für oder gegen die Wahl-
reform? fragte ſich noch einige Stunden vor der Wahl eine
große Anzahl von Abgeordneten und Senatoren. Und während
die einen meinten, daß er als Mitglied des Kabinetts Poincareé
ſelbſtverſtändlich ein Befürworter des Proporzes ſein müſſe,
wieſen die anderen darauf hin, daß Pams als Kandidat von
Combes und Clémenceau, den beiden Hauptführern der Anti-
proportionaliſten, unmöglich für die Wahlreform ſein könne.
Herr Pams hütete ſich, irgendeine öffentliche Erklärung abzu-
geben, in der Hoffnung, ſo Anhänger wie Gegner der Wahl-
reform auf ſeinen Namen zu vereinigen.

Den Radikalen kam es auch gar nicht darauf an, dem Kampf
um die Präſidentſchaft einen programmatiſchen Charakter zu
geben. Da ſie das Miniſterium Poincaré ſeit einem Jahr
unterſtützten, war es ihnen unmöglich, die Politik ſeines Präſi-
denten zu bekämpfen, es war der radikalen Preſſe nicht einmal
möglich, ihn als „unſicheren Kantoniſten“ zu kennzeichnen.
Nachdem er gar letzte Woche den Kriegsminiſter Millerand
ſchleunigſt fallen ließ, als er ſah, welche Aufregung durch die
Wiedereinſetzung des Oberſten Paty du Clan entſtand, da nahm
er den Radikalen die letzte Möglichkeit, ihn als Reaktionär zu
verdächtigen. Bei der Reaktion hat ſich Poincaré mit der
Opferung Millerands wenig verſcherzt. Deren Haß gegen den
combiſtiſchen Kandidaten Pams (deſſen fünfzig Millionen ſie
zweifellos viel weniger ſtörten, als ſeine Zugehörigkeit zur
Freimaurerei), erwies ſich als ſtark genug, Poincaré ſchon im
erſten Wahlgang ihre Stimmen zuzuführen. Trotzdem kann
man nicht ſagen, daß der Zwiſchenruf berechtigt wäre, den ein
radikaler Abgeordneter machte, als der Präſident der National-
verſammlung den Sieg Poincarés verkündete: „Er iſt der
Gewählte der Rechten!“ Die Tatſache, daß ſich unter den
Wählern Poincarés Republikaner-, Sozialiſten (von der
äußerſten bürgerlichen Linken), Radikal-„Sozialiſten“, Radi-
kale, Gemäßigte und Nationaliſten, Klerikale und ſogar
Monarchiſten befinden, zeigt, in welchem Jdeenwirrwarr dieſe
Wahl ſich vollzog und wie ſchwer es iſt, ihve programmatiſche
Tragweite genau feſtzulegen.

Poincaré wird vielleicht ein Präſident ſein, der überall ein
greift und ſich nicht ſo zurückhält, wie es ſeine unmittelbaren
Vorgänger taten; aber dann kann es ſehr leicht zu innern Ver
wicklungen kommen, wie es zum letzten Mal unter Caſimir-
Perier der Fall war, der zurücktreten mußte, als er zu
„regieren“ verſuchte, weil ihn Parlament und Miniſter daran
hinderten. Es iſt aber ebenſogut möglich, daß Poincaré zwar
in den Sitzungen des Miniſterrats eine viel wichtigere Rolle
ſpielt, als Falliéres, daß er jedoch im übrigen die Miniſter
präſidenten regieren läßt. Leicht wird ſeine Stellung jeden-
falls nicht ſein. Der neue Präſident der Republik, der am
18. Februar ins Elyſee einziehen ſoll, wird ſehr bald allerhand
Miniſterkriſen zu löſen haben. Die Frage der Wahlreform
tritt jetzt in ihr entſcheidendes Stadium. Vielleicht werden die
Radikalen nach der ſchweren Niederlage, die ſie in Verſailles
erlitten, ihren brutalen Widerſtand gegenüber dem Proporz
aufgeben. Dann würde es in kurzer Zeit auf Grund des neuen
Wahlſyſtems zu Neuwahlen kommen, deren Ergebniſſe gar nicht
vorauszuſehen ſind.

Das eine erſcheint jedenfalls ſicher: Poincarés Septennat
wird von ſchweren inneren Kämpfen ausgefüllt ſein. Jnner
halb aller bürgerlichen Parteien hat ſich in den letzten Monaten
eine ſolche Zerſetzung gegzeigt, daß eine Neuorientierung der
ſelben unvermeidlich iſt. Nur die ſozialiſtiſche Partei wußte
Difziplin'zu halten; die geſamte bürgerliche Preſſe erkennt das
jetzt lobend an. Jm zweiten Wahlgang fehlte von den 69 an
weſenden Sozialiſten nicht einer bei der Stimmabgabe für
Vaillant. Die Sozialiſten, die vor einigen Wochen
noch geneigt waren, im zweiten Gang für Poincaré einzu
treten, wenn ſich die Republikaner auf ihn geeinigt hätten,
dokumentierten durch ihre Haltung, daß ſie an den Perſonen

kämpfen unbeteiligt ſein wollten, daß ſie aber auch von der
Blodpolitik, die einige Radikale als lockende Verheißung nach

einem Sieg von Pams in Ausſicht ſtellten, nichts wiſſen wollen.
Bei den kommenden Kämpfen will ſich die franzöſiſche Sozial
demokratie nur auf ſich ſelbſt verlaſſen.

Politiſche Ueberſicht.
Hülle a. S. den 21. Januar 1013.

Empörendes zur Militärvorlage.
Sie kommt das iſt nun die Feſtſtellung aller der-

jenigen Stellen, die mit der Regierung „Fühlung“ haben. So
ſchreibt die Magdeburger Zeitung, das bekannte Großkapita
liſtenblatt, das die Rüſtungsintereſſenten mit der Regierung

verknüpft, folgendes:
Ja ſie kommt, die neue Heeresforderung, wenn auch alles,

was über Eingelheiten berichtet wird, vorderhand noch
in der Luft ſchwebt. Soweit wir ſehen, war bis in den
Dezember hinein nur von einem kleinen Nachtragsetat die
Rede, der eine Luftflotte ſchaffen und überzählige Offigiers
ſtellen zur Verbeſſerung unſerer Kriegsbereitſchaft bringen
ſollte. Da iſt denn ganz plötzlich ein Unſchwung eingetreten
aus welchen Gründen, wer vermag das zu ſagen?
daß das Kriegsminiſterium die Weiſung erhielt eine neue
umfangreichere Vorlage auszuarbeiten. Das kann
natürlich nicht von heute auf morgen geſchehen, wenn auch
die Unkerlagen fertig ſind, ſo dauert es doch immer geraume
Zeit, bis man ſich über die Einzelheiten klar iſt; daher wer
den wahrſcheinlich auch noch einige Wochen ins Land gehen,
bis die endgültige Vorlage an den Reichstag gelangen wird,
denn ſchließlich hat ja auch der Schatzſekretär ein ernſtes
Wort mitzureden. Daßer vun dieſer Wendung nicht ſonderlich entzückt iſt, kann man in nachempfinden, wird dadurch

doch ſein mühſam aufgebautes Bilanzgebäude völlig über den
Haufen geworfen, und er kann nun ſehen, wo er das Geld
hernimmt. Ganz einfach wird das für ihn nicht fein, ſpricht
man doch ſchon jetzt von Zahlen, die weit über 100
Millionen Mark hinausgehen. Und wo ſoll ſchließlich



das Geld herkommen Die vorausſichtlichen Ergebniſſe der
Beſitzſteuer, wie immer ſie auch ausſehen wird, bieten
r Garantie, eine ſo beträchtliche Summe zu

ecken.

Aha! Hier ſpricht das Blatt im Sinne eines Befehls für
die Regierung. Nur ja recht viel neue Ausgaben für die
Rüſtungsinduſtrie, aber ja keine ernſthafte Beſitzſteuer! Die
beſitzenden Klaſſen vermehren ihr Einkommen und Vermögen
jährlich um Milliarden, aber ihnen zuzumuten, lumpige hun
dert Millionen „fürs Vaterland“ als Abgaben zu opfern, das
wird von vornherein abgelehnt. Dabei ſagt das Blatt gleich
weiter:

Für uns freilich ſteht es außer Frage, daß jede Mili-
tärvorlage angenommen werden muß, denn
der Ausgang des Balkankrieges hat unſere diploma-
tiſche Lage noch weiterhin verſchlechtert, und unſere
Diplomatie hat, nicht allein in Deutſchland ſelbſt, viel
an Vertrauen eingebüßt, ſo daß nur das Heer uns die
nötige Sicherheit gegen unliebſame Ueberraſchungen gibt.
Gründe alſo für uns genug, für die Vorlage einzutreten.

Das iſt der Gipfel der Tollheit! Wohlgemerkt: nur weil
unſere „diplomatiſche“ Lage verfahren, weil unſere feudalen
Diplomaten unfähige Köpfe ſind, deshalb ſoll das Heer ver-
mehrt werden! Dieſer Wahnſinn hat in der Tat Methode.
Und das ſchlimmſte iſt, daß dieſe Kreiſe den Weg der Regie
rung beſtimmen. Wie lange wird ſich das Volk dies empörende
Spiel mit ſeinem Schickſale noch gefallen laſſen?

Auch noch eine neue Flottenvorlage!
Die neue Heeresvorlage befindet ſich noch in der Dunkel-

kammer der Reichsregierung, und ſchon werden die Fühler für
eine neue Marinevorlage ausgeſtreckt. Man will das
Eiſen ſchmieden und die Stimmung ſcheint man für
Heeres- und Marinevorlagen augenblicklich für günſtig zu
halten. Die Braunſchweiger Landes--Zeitung, in der gern ſolche
Fühler ausgeſtreckt werden, ſchreibt:

Jn Kreiſen, die über die Abſichten der Reichsmarinever-
waltung beſonders unterrichtet ſind, rechnet man ſeit einiger
Zeit damit, daß die Reichsmarineverwaltung unter gewiſſen
Umſtänden dazu gelangen könnte, dem Reichstage gleichzeitig
mit der neuen Heeresvorlage auch einige Wünſche der Reichs-
marineverwaltung zu unterbreiten. Es wäre falſch und
ſchöſſe vorläufig über das Ziel hinaus, wollte man direkt
von einer neuen Marinevorlage ſprechen. Es ſteht zurzeit
noch nicht feſt, ob und wann das Reichsmarineamt dem
Reichstage ſeine Forderungen unterbreiten wird. Jedenfalls
würde nach den bisherigen Berichten immer nur von Forde-
rungen geringen Umfanges die Rede ſein. Zunächſt dürfte
es ſich darum handeln, für die Jahre 1914 bis 1917 die Kiel-
legung dreier neuer Schlachtſchiffe durchzuſetzen,
was nicht einmal große Koſten, ſondern nur eine andere
Verteilung der Bauraten nach ſich ziehen würde. Ein zweiter
Wunſch wäre vielleicht, die Rekruten einige Wochen früher
als bisher einzuberufen. Zur Zeit beſteht immer ein unter
Umſtänden außerordentlich gefährlicher Zuſtand verminder-
ter Schlagfertigkeit der deutſchen Flotte, wenn die alten
Mannſchaften entlaſſen und die neueingetretenen Rekruten
noch jeder militäriſchen Ausbildung bar ſind

Nebenbei wird auch noch die Erhöhung des Mannſchafts-
ſtandes verlangt.

Man wird nicht fehlgehen in der Annahme, daß bei dieſer
Meldung nicht nur der Wunſch der Vater des Gedankens iſt.
Die bürgerliche Reichstagsmehrheit wird auch eine neue
Marinevorlage ſchlucken, für die die große Maſſe des arbeiten-
den Volkes die Laſten zu tragen hat.

Bodenlos verſchleppte Landtagswahl.

Der Termin für die Landtagserſatzwahl in Teltow-
Beeskow-Storkow iſt, wie der Regierungspräſident durch

Sonderausgabe des Amtsblattes bekannt macht, mit „Rückſicht
auf die Tagung des Provinziallandtags“ am 23. Februar und
den folgenden Tagen, aufge hoben worden. Die Wahltage
werden demnächſt neu feſtgeſetzt werden.

Das iſt ein ungeheuerliches Diktum für das ſogar ein frei
ſinniges Blatt die folgende Kritik findet:

„Das Verfahren des Potsdamer Regierungspräſidenten bei
der Anſetzung dieſes Wahltermins iſt typiſch für die Art, wie
die preußiſche Bureaukratie der Bevölkerung ihre ſtaatsbürger
lichen Rechte zu beſchneiden ſich erlaubt. Der Abgeordnete
Feliſch iſt am 24. Oktober 1912 geſtorben. Nach etwa zwei
Monaten erfuhr man endlich, daß die Wahlmännerwahlen auf
den 12. Februar und die Abgeordnetenwahl auf den 27. Februar
angeſetzt war, daß alſo volle vier Monate vergehen ſollten, ehe
das erledigte Mandat wieder beſetzt werden konnte. Aus welchem
Grunde ein Regierungspräſident den Termin ſo ungewöhnlich
weit hinausſchiebt, darüber iſt er den Wählern wie der Oeffent-
lichkeit bekanntlich keine Rechenſchaft ſchuldig. Jedenfalls iſt
mit der Jndolenz der preußiſchen Bureaukratie allein die Sache
nicht zu begründen. Nun gibt die Eröffnung des Provinzial-
landtages einen Grund, den Wahltermin abermals ins Un
wiſſe hinauszuſchieben. Bei einer preußiſchen Regierung
ja kein Ding unmöglich, und eine Jnſtanz, die der Verwaltungs-
bureaukratie etwas Rückſicht auf die Jntereſſen des Volkes beig
bringt, gibt es in Preußen nicht. Zunächſt iſt erſt wieder der
Wahltermin aufgehoben, wann der neue Termin anzuſetzen iſt,
das wird ſich der Herr Regierungspräſident vielleicht bei Ge-
legenheit überlegen, vielleicht auch nicht. Auf dieſe Weiſe iſt
erſt einmal der fortſchrittliche Kandidat Pfarrer Traub, deſſen
Wahl in ſicherer Ausſicht ſtand, für die Etatsdebatten mundtot
gemacht; ob er nachher noch einmal Gelegenheit finden wird,
ſich mit der preußiſchen Regierung auseinanderzuſetzen, wiſſen
die Götter. Das erſte iſt verhindert und was nun noch da-
zwiſchenkommt, kann man nicht wiſſen. und ſchließlich wird
der Landtag bald aufgelöſt. Auf dieſe Weiſe iſt es denn ge-
lungen, das eine Abgeordnetenmandat für eine ganze Winter-
tagung auszuſchalten. Ein Regierungspräſident. der das kann,
iſt in Preußen für die höchſte Karriere qualifiziert.“

„Wahlreform“ in Rudolſtadt.

Die ſozialdemokratiſche Mehrheit im Landtage des ſoge-
nannten Fürſtentums Schwarzburg-Rudolſtadt macht der Re-
gierung Sorge. Die Regierung plant eine „Wahlreform“,
die ein Ständewahlrecht bringen ſoll. Daß die Regie-
rung hofft, vom Landtage dieſen Schritt zurück ins Mittelalter
ſanktioniert zu bekommen, iſt wohl ausgeſchloſſen. Man wird
ſich auf erneute Verfaſſungskämpfe und Landtagsauflöſungen
gefaßt machen müſſen.

Ueber die Eröffnung des Landtages wird gemeldet:
Die Regierung eröffnete das Haus am Montage mit einer

ſogenannten Thronrede, nach welcher ſich das Parlament zu-
nächſt mit der Erledigung der ſchon übergebenen Vorlagen zu
befaſſen haben wird. Außerdem wird dem Landtage die Vor-
lage eines der ſchon in Ausſicht geſtellten Entwürfe eines neu
bearbeiteten Beamtenbeſoldungsgeſetzes zugehen. Gleichzeitig
wird die Zuſtimmung zu weſentlichen Verfügungen der Ge-
hälter der Geiſtlichen und der Volksſchullehrer nachgeſucht.
Auch eine neue Bauordnung ſoll dem Landtag zur Beratung
und Beſchlußfaſſung unterbreitet werden. Einer in der Sitzung
vom 6. September vorigen Jahres gegebenen Anregung folgend,
iſt nach der Thronrede die fürſtliche Staatsregierung in ein-
gehende Beratungen über das Wahlrecht zum Landtage
eingetreten und zu dem Schluſſe gelangt, daß der Landtag,
wenn er anders eine „rechte Volksvertretung“ ſein ſolle, „Ver
treter aller Berufsſtände und Erwerbszweige“ aufweiſen müſſe.
Es wird in der Thronrede auch für wünſchenswert erachtet,
daß an Stelle der von den Höchſtbeſteuerten zwölf Abgeordneten
zwölf Vertreter der verſchiedenen „Berufsſtände und Erwerbs-
zweige“ treten. Statt der bisherigen 16 Abgeordneten ſollen in
Zukunft 24 Abgeordnete den Landtag bilden, von denen zwölf
aus allgemeinen Wahlen, zwölf aber aus Vertretern der ver-
ſchiedenen „Stände“ gewählt werden. Dem Landtag ſoll auch
eine Vorlage über Aenderung des Grundgeſetzes zugehen. Für

an den Turnübungen

den außerordentlichen Etat iſt der nicht länger hinauszu-
ſchiebende Bau eines Landkrankenhauſes vorgeſehen.

Als „Stände“ wird man dann erſtens die Millionäre,
zweitens die Großgrundbeſitzer, drittens die „Geiſtlichen“ und
Beamten und viertens die Arbeiter klaſſifizieren. Gibt man
den Arbeiter zwei oder drei Abgeordnete, ſo glaubt man wohl,
die Arbeiterklaſſe „befriedigt“ zu haben. Die Sozialdemokratie
wird freilich einen dicken Strich durch dieſe Rechnung machen
So leicht läßt ſich das Rudolſtädtiſche Volk nicht mehr be-
trügen.

Deutſches Reich.
Suspendierung des Jeſuitengeſetzes? Wie der bahriſche

Abſicht, eine Suspendierung des Jeſuitengeſetzes auf Zeit und
Wohlverhalten durchzuführen. ieſe Ausſicht würde die
Tätigkeit der Jeſuiten freigeben, ihnen aber die Nieder-
laſſung in Deutſchland nach wie vor verbieten. Soll das
der erſte Fühler ſein, den die Regierung ausſtreckt, um das
Zentrum wieder zu verſöhnen?

Abwehr der Ruſſenfrechheit. Nach einer Verfügung des
preußiſchen Miniſters des Jnnern ſollen ruſſiſche Ballons, die
über die deutſche Grenze kommen, ſtets zum Landenge-
bracht werden, falls ſie nach Ueberfliegen der Grenze nicht
eine ſofortige Landung vornehmen. Es handelt ſich hierbei
um eine Abwehrmaßregel gegen die Ruſſen, die von Deutſch-
land über die ruſſiſche Grenze fliegenden Ballons ſofort
beſchießen und zur Landung zwingen.

Die Polizei verbietet der Jugend, die Wahrheit zu hören.,
Jn Königsberg in Pr. wurde in einer Jugendverſammlung
ein Vortrag über preußiſche Geſchichte vor hundert Jahren
gehalten. Der Vortrag mag der Polizei angeſichts der bevor-
ſtehenden Jahrhundertfeier der Befreiungskriege, die in
Königsberg in beſonders byzantiniſcher Form begangen werden
ſoll, nicht unbedenklich erſchienen ſein, jedenfalls hatte ſie ſich
zur Ueberwachung eingefunden. Bei dem Satz des Redners
am Schluſſe des Vortrags, daß die preußiſche Krone 1815 in
bindendſter Form ihr Wort gegeben hätte, nach dem Kriege
eine Volksvertretung zu geben, daß dieſe Volksvertretung
aber nicht gekommen, ſondern erſt 1848 auf den Barrikaden
erkämpft worden wäre, erhob ſich der Polizeibeamte und for-
derte „im allgemeinen polizeilichen Jntereſſe“
alle Anweſenden auf, den Saal zu verlaſſen.
Eine Auflöſung in aller Form erfolgte nicht. Eine Anzahl
jugendlicher Perſonen wurden zur Polizeiwache geführt.

Das iſt Breslauer Juſtiz! Zu ſechs Monaten Ge-
fängnis wurde in Breslau am Sonnabend ein organiſierter
Fabrikarbeiter verurteilt, weil er durch grobe Redensarten
einen Unorganiſierten zum Verlaſſen der Arbeit veranlaßt
haben ſoll. Die Anklage warf dem Beſchuldigten keinerlei
Tätlichkeiten, ſondern nur „grobe Worte“ vor. Der angeblich
Bedräng e gab ſich ſelbſt fälſchlich als organiſiert aus und hat
nach der Meinung des Verurteilten nur nach einer Aus-

Arbeitgeber der beiden ſtellt dem Verurteilten das Zeugnis
eines ruhigen und anſtändigen Mannes aus. Der
Angeklagte war ſeiner Sache auch ſelbſt ſo ſicher, daß er ſich
nicht einmal einen Anwalt beſchaffte und den Verband unbe-
greiflicherweiſe von der Anklage nicht unterrichtete. Von
ſeinem großen Zutrauen in die Richter iſt der Arbeiter jetzt
geheilt worden.

Preußiſche Kulturſkandale. Aus Nordſchleswig wird der
Frankfurter Zeitung geſchrieben: Der Gendarm in Hvidding
ertappte in dieſen Tagen einen jungen däniſchen Knecht, als er
abends aus dem däniſchen Verſammlungshauſe kam, wo er an
einigen Turnübungen teilgenommen hatte. Er notierte
den Frevler, und heute wurde dem Jüngling vom Amtsvor-
ſteher in Scherrebeck eröffnet, daß er wegen ſeiner Teilnahme

ausgewieſen ſei und das Land
binnen 24 Stunden zu verlaſſen habe. Der Hofbeſitzer ſieht
den ordentlichen Knecht ungern ſcheiden. Das Preußentum in
Reinkultur!

Frankreich.
Das neue Miniſterium, deſſen Bildung Briand über-

nommen hat, iſt jetzt bald beieinander. Briand glaubt, daß
es bis heute abend vollſtändig ſein wird. Die Zuſammen
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Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.

Corthell, ein ſchmächtiger Mann von achtundzwanzig bis
dreißig Jahren, war von dunkler Haar- und Geſichtsfarbe. Er
trug einen kurzgehaltenen, ſpitzzulaufenden Vollbart; der
Schnurrbart war nach franzöſiſcher Art zur Seite geſtrichen,
ſo daß er die Lippen frei ließ. Von Beruf Maler, hatte er ſich
beſonders auf die Glasmalerei verlegt; er beſaß dafür eine
ausgeſprochene Begabung. Er brauchte nicht von ſeiner Kunſt

leben, denn feine längſt verſtorbenen Eltern hatten ihm ein
ehr beträchtliches Vermögen hinterlaſſen. Jm Gebäude der
chönen Künſte war ſein prächtig eingerichtetes Atelier; dort
ielt er alle zwei Monate, oder wenn immer er ein ſchönes
zlasgemälde zeigen wollte, Empfänge ab. Corthell war ein

vielgereiſter Mann, hatte viel geleſen und ſtudiert, auch etwas
ſchriftſtellert, und galt in allem, was das Färben und
chmelzen von Kunſtglas betraf, als Autorität. Er war einer

der Direktoren der Kunſthalle, die am Platze des alten Aus
ſtellungsgebäudes an der Seefront ſtand.

Laura kannte ihn noch nicht lange. Er hatte, als ſie vordem
zweimal zum Beſuch bei ihrer Schweſter geweſen war, Ge
legenheit gefunden, ſie in jeder Woche mehrere Male zu ſehen.
Sogar einen Heiratsantrag hatte er ihr gemacht; ſie aber, die
damals die ehrgeizige Hoffnung hegte, dereinſt eine große Dar
ſtellerin Shakeſpeareſcher Rollen zu werden, und ganz in ihrem
Studium aufging, ſagte ihm, ſie vermöchte nur ihrer Kunſt zu
leben. Corthell hatte ihr lächelnd erwidert, daß er warten
könnte; ſeltſamerweiſe hatten die beiden danach ihre wechſel-
ſeitigen früheren Beziehungen wieder aufgenommen. Nach
Lauras Abreiſe waren ſie ſogar in einen regelmäßigen Brief-
wechſel miteinander getreten, und er hatte ihr ein von ſeiner
kunſtfertigen Hand geſchaffenes winziges Glasfenſter, ein
wahres Juwel, geſandt, auf dem eine Szene aus der Zwölften
Nacht dargeſtellt war.

Während die Herren im Wandelgange ihre Ueberröcke zur
Aufbewahrung abgaben, hörte Laura. wie Jadwin zu Creßler
ſagte: „Nun, wie ſteht's mit Helmick?“

„Mich fragen Sie das!“ entgegnete Creßler und zuckte un-
wirſch die Achſeln. „Was ſich der Mann denkt ein Corner!
Lächerlich

Einige in der Nähe ſtehende Herren legten gerade ihre Ueber-
röcke und Klapphüte zu wohlgefalteten Bündeln für die Kleider-
ablage zuſammen; ſofort richteten ſich ein halbes Dutzend
Augen auf die beiden Sprecher. Der Zuſammenbruch Helmicks
yalſenbar in der Luft; die ganze Stadt ſchien davon voll
zu ſein.Durch die ſchweren, den Zuſhauekraum abſchließenden Vor-
hänge drang jetzt ein gedämpfter Tonſchwall, dem ſtürmiſche,
langanhaltende Beifallsbezeigungen folgten. Lauras Wangen

lühten vor Ungeduld, als ſie Frau Creßler nacheilte: CortbellWo den Vorhang zur Seite, und ſie trat in den Zuſchauer-

raum.Drinnen war es dunfel; eine Woge heißer, mit dem Dufte
Blumen Wahlgerüchen, Volſtermöbeln und Gas geſchwän-

gerter Luft ſchlug Laura entgegen. Es war der unverkennbare
und unvergeßliche Geruch des Theaters, der, ihr nur zu wenig
vertraut, im Augenblicke ihr Herz ſtürmiſch ſchlagen ließ,

Jeder verfügbare Platz ſchien eingenommen zu ſein. Die
Männer, ja auch viele Frauen, hatten ſich von ihren Sitzen er-
hoben und ſtanden eingekeilt in dichtem, erſtickendem Gedränge;
alle klatſchten aus Leibeskräften Beifall. Von allen Seiten her
hörte Laura die Ausrufe:

„Gut! Sehr gutl“
„Vortrefflich!“
„Da capol Da capo!“
Zwiſchen den Köpfen der Zuſchauer und der Ausbuchtung

des weit vorſpringenden Balkons konnte Laura einen Blick auf
die Bühne werfen, den einen hellglänzenden Fleck in dem
Dunkel ringsum. Sie ſtellte einen Garten dar; im Hinter-
grunde ſah man ein Schloß, links eine Laube, rechts ein
Gartenhäuschen. An den Rampenlichtern verbeugte ſich, die
Arme voller Blumen, eine berühmte, als Knabe getkleidete
Kontra-Altiſtin vor den beifallſpendenden Zuhörern.

„Wie ſchade,“ flüſterte Corthell Laura zu, während ſie den
andern in dem zu der Loge führenden Seitengange folgten.
„Wie ſchadel Das iſt ſchon der zweite Akt Sie haben den
ganzen erſten Akte verſäumt und gerade dieſe Arie. Aber
ſie ſoll noch einmal ſingen für Sie und wenn ich ſie
allein herausklatſchen müßte. Mir liegt ſo viel daran, daß Sie
gerade dieſe Arie hören.“

Jn der Loge war es etwas eng Jadwin und Creßler mußten
ſtehen, um die Bühne ſehen zu können. Obgleich die ſpäten
Ankömmlinge nur in leiſem Flüſtertone ſprachen, gaben ſie
doch Anlaß zu manchem Stille heiſchenden „Pſt! Pſt!“ Frau
Creßler nötigte Laura auf den Vorderſitz. Jadwin nahm ihr
den Mantel ab; ſie ließ ſich nieder und blickte um ſich. Von
dem Hauſe und den Zuſchauern konnte ſie nur wenig ſehen,
da alle Lichter heruntergedreht waren das dämmerige Dunkel
ließ die vielen, ſich auf und nieder bewegenden hellfarbigen
Fächer wie im Zwielichte umhergaukelnde Nachtſchmetterlinge
erſcheinen.

Lauras ganze Aufmerkſamkeit richtete ſich jetzt auf die
Bühne. Die Kontra- Altiſtin ſang ihr Solo noch einmal es
war eine einfache Melodie in ruhigem Zeitmaße und von nicht
ſehr hohem muſikaliſchem Werte. Für Laura aber war dieſe
Arie geradezu eine Offenbarung.
Wie gebannt. mit feſt ineinander gefalteten Händen und

bis zum äußerſten geſteigerter Aufnahmefäbigkeit ſaß Laüra
auf ihrem Platze. Die Muſik war wundervoll, wundervoll
dieſe Stimme, wundervoll das Zuſammenſpiel der Jnſtru-
mente, wundervoll dieſes durch die bloße Klangſchönheit her-
gerufene Entzücken. Nie und nimmer würde ſie den heutigen
Abend vergeſſen der Wbend an dem ſie zum erſten Male eine
große Oper gehört bhoeite Zie war wie beranſcht von dieſer
Welt von Wohblgerſichen und Wlumen von kfeſftharen Kleidern,
von ſchönen Frauen und ſtattlichen töchtien Wännern. Mit
ticfer Geringbätzung dachte ſie an das enge Alligas leben ihrer
kleinen Gehun ſadt zurück die ſie eben auf immer verlaſſen
hatte an den berinkten Geſichtsfreis, die einförmige Ver-
richtungb einer Pflichten, an die ſeltenen und ſeichten Ver
gnügungen, die Leſehalle Kirchenfeſte, ein paar Konzerte undeinige Wal Theateraufführungen boten. Wie leicht war e

gut und edel zu ſein, wenn ſolch herrliche Muſik, wie Laura ſie
eben hörte, einen Teil des Lebens bildete, wie begehrenswert
war Reichtum, der das unausſprechliche Glücksgefühl ermög-
lichte, das ſie erfülltel! Edelſinn, Herzensreinheit, Freimut,
Opferwilligkeit erſchienen ihr jetzt von viel höherem Werte als
noch wenige Augenblicke zuvor. Alles, was nicht geradezu un-
bedeutend war Menſchen wie Verhältniſſe ſteigerte ſie
zum Heldiſchen. Landry Court war ein junger Ritter, lauter
und rein wie Galahad, Corthell ein edler Prieſter der Kunſt
aus der Frührenaiſſance, ja ſogar Jadwin wurde zum könig-
lichen Kaufmanne, zum weitgebietenden Beherrſcher des Geld
marktes. Und ſie ſelbſt, o, das wußte ſie nicht. Sie träumte
von einer andern Laura, einer beſſeren, gütigeren, ſchöneren
Laura. die alle, alle innig und zärtlich liebten, und die wieder-
um alle liebte. Jn einem weltfernen Garten, inmitten von
Blumen würde dieſe Laura dereinſt an einer großen Liebe, an
gebrochenem Herzen ſanft in Schönheit ſterben, und alle, alle
würden ſie beweinen, wenn man die ſchöne Tote unter den
Blumen und Vögeln in jenem weltfernen Garten finden würde,
dort wo es immer früher Morgen war, und wo himmliſch-
ſüße Muſik ertönte. Und die Laura, die an dem heutigen
wundervollen Abende vorn in der Creßlerſchen Loge ſaß fühlte
ein ſo tiefes Mitleid mit ſich ſelbſt, und von dem übermächtigen
Verlangen, ſtets gut und wahr, edel und weiblich zu ſein, war
ihr ſo weh ums Herz, daß ihr die Tränen wieder und wieder
über die Wangen rannen und auf ihre feſtgeſchloſſenen, weiß
behandſchuhten Finger herabtropften.

Die Kontra-Altiſtin hat die Szene verlaſſen, und an ihrer
Stelle machte ſich jetzt der Tenor, ein kleiner beleibter Menſch
in rotem Plüſchwams und blauſeidenen Trikots, auf der
Bühne breit. Mit vorgeſchobenem Kinn, einen Arm weit von
ſich ſtreckend und die andere Hand auf die Bruſt gepreßt, ſang
er das Gartenhäuschen an, das in dem von den Kuliſſen her
wehenden Luftzuge ab und zu ins Wackeln geriet.

Die Arie des Tenors wurde mit einem wahren Beifalls-
wüten aufgenommen er mußte ſie dreimal wiederholen. Selbſt
der äußerſt ſchwer zu befriedigende Corthell drückte ſeine An
erkennung durch beifälliges Kopfnicken aus. Laura und Page
klatſchter-unermüdlich Beifall. Landry Court jedoch, der da
mit Eindruck machen wollte, zeigte ſich nicht ganz befriedigt.
„Er iſt heute nicht bei Stimme. Schade! Sie hätten ihn am
Freitag in Aida hören ſollen.“

Die Oper ging weiter. Die gefeierte Primadonna trat auf
und ſang ihre Arie die ſtets als Glanzleiſtung gerühmt und
auch heute mit nicht endenwollendem Beifalle aufgenommen
wurde. Dann verdunkelte ſich die Bühne, das Orcheſter ſank
zu einem bloßen Flüſtern herab, und Tenor wie Sopran er-
ſchienen wieder. Er ſchloß ſie in ſeine Arme und ſang ein
halbes Dutzend Takte; dann löſte er allmählich ſeine Um-
armung hielt aber die Hand der Dame in der ſeinen und den
andern Arm um ihre Taille geſchlungen, bis die Schöne mitten
auf der Vorbühne ſtand. Wie verzaubert aufwärts blickend,
nahm er fetzt eine Haltung an, die ſtaunendes Entzücken und
ſchwärmeriſche Anbetung ausdrücken ſollte während ſie, von
den langausgehaltenen, träumeriſchen Akkorden des Orcheſters
begleitet, ihr Solo
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Kurier meldet, beſteht in maßgebenden Regierungskreiſen die
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ſetzung des Kabinetts durfte folgende ſein: Präſidium und
Jnneres Briand, Juſtig Barthou, Aeußeres Ribot oder Jon-

nart, Krieg Etienne, Marine Baudin, Finanzen Klotz, Unter
richt Steeg, öffentliche Arbeiten Dupuy, Handel Morel, Acker
bau David, Kolonien Guiſt'hau, Arbeit und ſoziale Fürſorge
Besnard.

China.
Das Abkommen zwiſchen der Mongolei und Tibet enthält

folgende Hauptpunkte: Der Dalai Lama erkennt die Prokla
mierung des Hutuchtu zum Herrſcher des Mongolenvolkes an,
der ſeinerſeits die Bildung eines ſelbſtändigen Tibet, ſowie die
Proklamierung des Dalai Lama zum Herrſcher von Tibet an
erkennt. Die Mongolei und Tibet verpflichten ſich gegenſeitig,
zur Verbreitung des Buddhismus beizutragen, einander für
ewige Zeiten gegenſeitige Hilfe zu leiſten ſowie den Unter
tanen beider Reiche Schutz zu erweiſen. Die Mongolei und
Tibet öffnen ihre Länder dem gegenſeitigen Waren und Pro
duktenhandel, wobei ihren Untertanen geſtattet wird, indu-
ſtrielle und Kreditinſtitute zu gründen.

Peking, 21. Januar. Die Haltung der ruſſiſchen Regie
rung in der mongoliſchen Streitfrage hat in ganz China eine
gewaltige Erregung der geſamten Bevölkerung ausgelöſt. Die
Willkür, mit der Rußland in den mongoliſchen Provinzen
ſchaltet, wird als unerträglicher Druck empfunden Die chine
ſiſchen Arbeiter, die Organiſationen nach europäiſchem Muſter
kaum kennen und außerordentlich ſelten aus Gründen wirt-
ſchaftlicher Natur geſchloſſen vorgehen, ſind jetzt zum Teil ent
ſchloſſen, den großen ruſſiſchen Firmen in China Schwierig-
keiten zu bereiten. Jn Hankau ſind 5000 chineſiſche Arbeiter
von drei großen ruſſiſchen Teegeſellſchaften in den Streik ge
treten. Die Führer der Arbeiter erklären, daß der Ausſtand
keinen materiellen Hintergrund haben, ſonbern lediglich als
Proteſt gegen die ruſſiſchen Quertreibereien in der Mongolei
anzuſehen ſei.

Preußentag der Fortſchrittlichen
Volkspartei.

Jm Rheingold zu Berlin begann am Montag vormittag der
Preußentag der Fortſchrittlichen Volkspartei. Nach den üblichen
Formalitäten erhielt Dr. Wiemer das Wort zu ſeinem Vor-
trag über die Forderungen der Fortſchrittlichen Volkspartei an
den preußiſchen Landtag. Der Riedner kritiſierte den Fistalis-
mus der preußiſchen Regierung, worunter die Kulturaufgaben
leiden müſſen, er kritiſierte ferner die Schikane auf dem Ge
biete des Vereins- und Verſammlungsrechts, und verlangte
Verbeſſerungen der ſozialen Lage und der rechtlichen Stellung
der Staats und Landarbeiter, er verlangte ferner ſchrittweiſe
Herabſetzung der Steuerzuſchläge in Preußen, Ermäßigung der
Eiſenbahntarife, Ausbau der Waſſerſtraßen uſw. Von der
Verwaltungsreform erwartet Wiemer nicht viel Gutes, und die
Forderung eines verbeſſerten Schulweſens bleibe eine Haupt-
aufgabe der Partei. Mit aller Energie müſſe die Partei in
den Wahlkampf eintreten, um im Landtage dann die wichtigen
Forderungen der Partei vertreten zu können.

Abgeordneter Fiſchbeck referierte über
Die Taktik im Wahlkampfe.

Er ſtellte den Grundſatz auf: Kampf gegen alle diejenigen, die
dem rückſchrittlichen Syſtem in Preußen als Stütze dienen,
kein Paktieren mit denjenigen, die Nutznießer des jetzigen
Wahlrechts ſind und energiſche Förderung der Wahl ſolcher
Abgeordneten, die den Fortſchritt wollen. Redner wandte ſich
gegen die Rechtsparteien und geißelte insbeſondere die ver-
räteriſche Haltung des Zentrums bei den Wahlrechtsabſtim-
mungen. Hinſichtlich der Nationalliberalen ſei es aus poli-
tiſchen Erwägungen erwünſcht, eine Verſtändigung herbeizufüh-
ren. Vereinbarungen ſeien in Oſt- und Weſtpreußen, Schleſien,
Sachſen, Brandenburg und einem Teil von Kurheſſen im
Abſchluß begriffen. Leider ſei in Schleswig-Holſtein eine Ver
ſtändigung mit den Nationalliberalen nicht gelungen. Zur
Sozialdemokratie übergehend, kritiſierte Abgeordneter
Fiſchbeck die Reſolution der ſozialdemokratiſchen Landeskom
miſſion, deren Bedingungen zum Teil undurchführbar,
zum Teil mit der Selbſt achtung der Fortſchrittspartei
unvereinbar ſeien. Wenn in der ſozialdemokratiſchen Reſo-
lution den Fortſchrittlern ſogar zugemutet werde, ſich ſchrif t-
lich zu einer beſtimmten Taktik im Parlament zu verpflichten,
ſo müſſe von vornherein beſtimmt erklärt werden, daß die Kan-
didaten durch ein ſolches kaudiniſches Joch nicht kriechen wür-
den. Der Verſuch der Sozialdemokratie, auf die Fortfſchritt-
liche Volkspartei bei der Aufſtellung der Wahlmannskandidaten
„erzieheriſch“ zu wirken, ſei zurückzuweiſen, da die
Fortſchrittspartei bei der Auswahl der Wahlmänner nach ihren
eigenen Erwägungen vorgehen werde. Die Partei könne auf
Abmachungen, wie ſie die Sozialdemokratie vorſchlage, nicht
eingehen. Es bleibe nichts anderes übrig, als eine möglichſt
rn Angriffs- und Verteidigungsfront der Liberalen her-
zuſtellen.

Die Reſolution zur Wahltaktik, die der geſchäftsführende
ng ſchuß dem Preußentag unterbreitet, hat folgenden Wort-
aut:

Der preußiſche Delegiertentag der Fortſchrittlichen Volks
partei ſpricht ſich für ein möglichſt einmütiges Zuſammen-
gehen der Liberalen bei den bevorſtehenden Landtagswahlen
aus. Er billigt die bisher in dieſer Richtung getroffenen
Abmachungen mit der nationalliberalen Partei und erſucht
die Parteileitung, auch weiterhin im Einvernehmen mit den
Bezirks- und Wahlkreisorganiſationen auf eine gleiche Ver-
ſtändigung in möglichſt vielen anderen Wahlkreiſen hinzu-
wirken.

Der Delegiertentag fordert die Parteigenoſſen auf, unver-
üglich in die Wahlbewegung einzutreten und die Rüſtungenfür den Wahlkampf mit allem Nachdruck zu betreiben. Soweit

wahltaktiſche Abmachungen mit den Nationalliberalen oder
beſondere Vereinbarungen der deutſchen Parteien in ge-

miſchtſprachlgen Landesteilen getroffen ſind, werden die
Parteigenoſſen erſucht, ſelbſtändig die Wahlarbeit aufzu-
nehmen und energiſch auf die Wahl fortſchrittlicher Wahl-
männer und fortſchrittlicher Abgeordneter hinzuwirken.

Jn der Nachmittagsſitzung wurde eine eingehende Be
ſprechung über die Taltik und über die vorgelegte Reſolution
herbeigeführt. Die meiſten Redner traten für die Reſolution
ein, die a einſtimmig angenommen wurde, nachdem eine
andere Reſolution zurückgezogen war.

Eine Reſolution Pfannkuche-Osnabrück, in der gegen
das Vorgehen des r im Fall Traub Stellung ge
nommen wird, wurde der Fraktion zur Erwägung überwieſen.

Abgeordnete Pachnicke referierte ſodann über die Wahl-
rechtsreform. Er bekundete die Anſicht, daß eine Mehrheit für
das direkte und geheime Wahlrecht im preußiſchen Ab-
geordnetenhauſe vorhanden iſt. Aber die Regierung wolle
keine Wahlrechtsreform, da ſie die Konſervativen fürchte.
Grundſätzlich verlange die Fortſchrittliche Volkspartei die
Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen, doch habe
ſie durch Einbringung ihres zunächſt nur das direkte und ge-
heime Wahlrecht fordernden Eventualantrages gezeigt, daß
ſie mit der Wirklichkeit rechnete. Dieſer Eventualantrag habe
die Mehrheit nicht gefunden, weil das Zentrum es mit der
Rechten nicht verderben will. Eine gründliche Reform des
Wahlrechts müſſe das Ziel auch in Preußen bleiben. Der
Redner legte folgende Reſolution vor, die einſtimmig ange-
nommen wurde.

Der Parteitag der Fortſchrittlichen Volkspartei fordert
die Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf
Preußen, weil nur dadurch die Einheitlichkeit der Politik in
Preußen und im Reich geſichert, die Gleichberechtigung ſämt-
licher Erwerbsſtände durchgeſetzt und ein allgemeiner, poli-
tiſcher und wirtſchaftlicher Fortſchritt erzielt wird. Von der
Partei, im Lande wie ihrer Vertretung im Parlament er-
wartet der Parteitag, daß ſie für dieſes Hauptziel der Wahl-
bewegung. zu welchem der Weg durch die Anträge der preu-
ßiſchen Landtagsfraktion bezeichnet iſt, auch künftig alle
Kräfte einſetzt.

Ueber die innere Koloniſation ſprach der Abge-
ordnete Hoff, der die Zuſtände in Oſtelbien kritiſierte und
einen ſelbſtändigen deutſchen Bauernſtand ſchaffen will als
Gegengewicht zu den Großgrundbeſitzern. Viel ſei infolge der
Schuld der Konſervativen in Preußen verſäumt worden. Dieſe
hätten vor 20 Jahren den Plan des Herrn v. Migquel vereitelt,
100 Millionen für Zwecke der inneren Koloniſation zur Ver-
fügung zu ſtellen. Vorbedingung für eine ernſthafte innere
Koloniſation ſei die Begünſtigung der Viehzucht treibenden
mittleren und kleineren Landwirte. Der wahnſinnigen Preis-
ſteigerung der Güter müſſe entgegengetreten werden.

Dann fand noch der Vorſchlag Annahme, daß der Vorſtand
der preußiſchen Landesorganiſation aus den Vorſitzenden der
Provinziglverbände und der Landtagsfraktion ſowie drei preu-
Fihen Mitgliedern des geſchäftsführenden Ausſchuſſes beſtehen
oll.Auf dem Parteitage waren 139 Delegierte und Verbandsvor-

ſitzende, im ganzen 183 Teilnehmer, anweſend. Damit hatte
der Parteitag ſeinen Abſchluß erreicht.

Gewerkſchaftliches.
Vor der Ausſperrung im Holzgewerbe.

Der Arbeit,geber“-Schutzverband für das deutſche Holz
gewerbe erläßt an ſeine Mitglieder die offizielle Anweiſung,
ſich für die allgemeine Ausſperrung am 15. Februar
bereit zu halten. Dieſe Ausſperrung wird nach der Ankündi-
gung der Unternehmer 52 Städte mit 62500 Arbeitern um-
faſſen. Die Mitglieder des Schutzverbandes werden aufge-
fordert, ſich mit der Vergabe neuer Akkorde ſo einzurichten, daß
alle in ihren Betrieben beſchäftigten Arbeiter, und zwar ohne
Rückſicht auf deren Organiſationszugehörigkeit, am 16. Februar
entlaſſen werden können.

Mit dem gleichen Tage tritt auch der Beſchluß der außer-
ordentlichen Generalverſammlung des Arbeitgeber-Schutzver-
bandes in Kraft, nach welchem kein Verbandsmitglied Auf-
träge aus den geſperrten Städten annehmen darf.

Nach dieſer unzweideutigen Kampfesproklamation der Unter-
nehmer iſt alſo jegliche Friedensausſicht geſchwunden. Und
was iſt nun das Programm des Unternehmerverbandes für
den von ihm proklamierten Kampf? Die Holzarbeiter ſollen
gezwungen werden, der von den Unternehmern erhobenen For
derung ihre Zuſtimmung zu geben, daß in keinem Falle eine

Arbeitszeitverkürzung unter 54 Stunden pro Woche eintreten
darf und weiter wollen die Unternehmer in dieſem Jahre,
anſtatt wie bisher üblich vierjährige Verträge zu machen, jetzt
nur ſolche auf die Dauer von drei Jahren abſchließen.

Das ſind zunächſt die „prinzipiellen“ Forderungen des Unter-
nehmerverbandes. Jnwieweit dabei die Rückſichten auf die
Intereſſen des Gewerbes eine Rolle ſpielen, wird ſich zweifel
los ein jeder vergeblich fragen. Jn Wirklichkeit ſind dieſe
Fragen den Unternehmern in ihrer Geſamtheit auch vollſtändig

»gleichgültig, denn auch ſie wiſſen, daß bereits ſeit Jahren im
Holzgewerbe kürzere Arbeitszeiten als 54 Stunden beſtehen,
ja, daß dieſe Arbeitszeiten mit demſelben ArbeitgeberSchutz-
verband vereinbart worden ſind, der ſich jetzt auf einmal das
Gegenteil zu fordern geſtattet, und ebenſogut wiſſen die Unter
nehmer, daß ein vierjähriger Vertrag beſſer iſt als ein drei-
jähriger. Die Haltung des Unternehmerverbandes iſt nicht
diktiert von der Rückſicht auf die Lage des Holzgewerbes, ſon-
dern es ſind organiſatoriſche Rückſichten des Schutzverbandes
und der mit ihm koalierten Unternehmerverbände des Bau-
gewerbes, die in ihrer ſcharfmacheriſchen Blindheit glauben,
die Gewerbeangehörigen würden ſich unbeſehen vor ihren
Karren ſpannen laſſen. Daß die Arbeiter am Ende auch noch
Neigung hätten, ſolchen „Prinzipien“ zuliebe ihren eigenſten
Intereſſen untreu zu werden, darf ſich aber der Schutzverband
beſtimmt nicht einbilden.

Wie die Situation von den Holzarbeitern beurteilt wird,

zeigte ſich auf der am 18. Januar ſtaktgefundenen Konferenz
des Holzarbeiterverbandes in vollſter Einmütigkeit. Zunächſt
befaßte ſich die Konferenz mit dem Ultimatum des Arbeit-
geber-Schutzverbandes, ſoweit es ſich auf deſſen materielle Zu
geſtändniſſe bezog. Es ſoll danach bei dreijährigen Verträgen
im Durchſchnitt jedes Jahr 1 Pf. Lohnzulage gewährt werden,
und zwar zum 1. Oktober eines jeden Jahres. Daneben iſt
für 12 Orte, deren Arbeitszeit bis 58 Stunden pro Woche be
trägt, je eine Stunde Verkürzung zum 15. Februar 1915 zu
geſagt, während für Orte, in denen ſchon allgemein die kürzere
Arbeitszeit beſteht, für den jetzt zur Verhandlung ſtehenden
Vertrag eine Verkürzung von zwei Stunden eintreten ſoll, um
mit den übrigen Betrieben gleich zu kommen.

Mit dieſen Zugeſtändniſſen gedachten die Unternehmer die
Situation für ſich zu retten und ihre grundſätzlichen Forde-
rungen dadurch ſchmackhafter zu machen. Jrgendwelche Ver-
handlungen über die materiellen Fragen wurden aber ſtrikte
abgelehnt, und die bedingungsloſe Annahme verlangt.
Die Verhandlungen drehten ſich um die zuerſt genannten Fra-
gen und ſind auch lediglich an deren Nichterfüllung geſcheitert.

Die Konferenz der Städtevertreter des Holzarbeiterverbandes
war ſich mit dem Vorſtand darin in jeder Beziehung einig, daß
die Haltung und die Forderungen der Unternehmer die ſtrik-
teſte Ablehnung erfahren müßten. Die Unternehmer haben den
Kampf angeſagt, die Arbeiter ſind entſchloſſen, die gebührende
Antwort darauf zu geben.

J Gelbe Techniker.Die bürgerliche Preſſe teilt mit vergnügtem Lächeln mit, daß
ſich in Hannover ein Arbeitsausſchuß für die Gründung
einer „Standesvereinigung deutſch-wWationaler
Techniker“ gebildet habe, der zurzeit einen Aufruf erläßt
an alle deutſchen Techniker, die den beſtehenden Verbänden
nicht angehören. Wenn es richtig iſt, heißt es in der Notiz
hämiſch, daß bis jetzt nur etwa der vierte Teil der deutſchen
Techniker beruflich organiſiert iſt, ſo wird es der geplanten
Vereinigung bei den noch über 100000 Außenſtehenden wohl
gelingen, feſten Boden zu faſſen. Die Gründungsverſammlung
iſt auf den 26. und 27 Januar 1913 nach Hannover berufen.

Wer hinter dieſer „Gründung“ ſteckt, kann man ſich leicht
vorſtellen. Um ſo mehr haben nun die auf gewerkſchaftlichem
Boden ſtehenden Angeſtelltenorganiſationen die Aufgabe, ihre
Reihen zu ſtärken und nach Möglichkeit gemeinſam zu handeln.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Geſchäftliche Verluſte brachten einen hieſigen Schuhmacher-
meiſter und deſſen Familienmitglieder auf Abwege und
ſchließlich ins Gefängnis. Als dem Manne im Juni 1911 eine
Zwangsvollſtreckung drohte, ließ er aus ſeinem Ladengeſchäft
durch einen Dienſtmann zahlreiche Partien Schuhwaren auf
dem Leihamt verſetzen. Die Gläubiger proteſtierten dagegen,
er hingegen erklärte, er laſſe nur die ſeiner Frau gehörigen

hwaren, die ihr für ihr Eingebrachtes übereignet wären,
verſetzen. Die „rechte Seite“ des Ladens mit den Schuhwaren
habe ſeiner Frau, die linke dem Manne gehört; ſeine Frau
habe 8000 Mark mit in die Ehe gebracht und deshalb auf die
Schuhe Anſpruch gehabt. Der Meiſter wurde von den Gläu
bigern ſchließlich zur Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung
gezwungen und beſtätigte damit das angebliche Eigentumsrecht
ſeiner Frau. Später mußten auch die Frau, Sohn und Tochter
ſolche Verſicherungen abgeben. Dieſe Verſicherungen wurden
nun ſämtlich als falſch bezeichnet und die ganze Familie kam
unter Anklage. Die Angeklagten beſtritten das Schuldbewußt-
ſein. Das Gericht erklärte aber alle Beteiligten für überführt,
verurteilte den Ehemann zu neun Monaten, die Frau zu zwei
Monaten und die Kinder zu je einem Monat Gefängnis.

36 Jahre und vier Monate hat ein hieſiger Handelsmann im
Alter von etwa 60 Jahren in Zuchthäuſern und Gefängniſſen
zugebracht, der wegen Hehlerei unter Anklage ſtand. Der
meiſtens wegen Eigentumvergehens vorbeſtrafte Mann wurd
erneut zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt.
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Fantasie Hemden aus feinem Hemdentach, relechmit bretten Stiorereien und Bortenen garviort
jetzt M

Fantaste-Hemden aus feinem Rentfores mitdiegener breiter St fekerei und Eineats sowie Sehaee-

baodohen rein gardiert jetet M.
T

niert

Languette garniert

ardeiteter Languette garniert

render Leanguetso garniert

garvieort

Damen-Beinkleidor.

s Bündehenform aus gerauhtem Oroisé mit gediegener

Bondehentorm augs geranbtemn Oroisé mit
dauerhattem Trimming garnfert, vollkommene

Grosse jetzt
85,

Koöpar-dtiokerei garniert

aus gerauht Croisé mit feſtem Trimming gar-

aus geraunht COroisé mit Dmlegkragen und Barmer

aus gernuht Oroisé6 seobr gute Qualität, mit
aus Frima Faunx-Pqué mit Umieguregen und rot

aus gutem Negligé-Damast mit Godto gen

Velour Röcke mr
Beste sgohwere Quaſitäten in sauberer Vund mit Languotte garniert h er

Woeiten in weilss und Ddaunt
jetet Mx. 20 270 22 1* 1*

85 re
1

1

1*
I o

jeted

jetzt M.

jotat M.

jetet M.

ß5,
jotat M. Tadellos m der Wasohbeo,Knitetgem aus h ters mit sohöner breiter 12

10K erei n u. I Herren-Nachthemden
Knfeſorm aus geranhtem Oroisé mit guter Köper-

Stioterei garniere
jstat M.

1

1
jotst M.

ma Qusalitäten in

Stickerei nnd ERinsats garniert Bortohen garniert

Viole Faseons mit m und Tasohe aus nur
wie Kräteigen

toffon und mit sohönen tar igen wascheehten

jotat M. e 25

Madohan Hamden aus keygligem Crelemne W Medopotom r auf Mopgetoſf
Lagespottbillig 721 801 89 97 18 r

Einzelnga Musterstücke, etwas angeſchmutzt,
S I

ferner Mäcdchen-Nachthemden, Mädchen-Röcke, Mäckchen-Beinkleider,
Knaben-Hemden, Knaban-Nachthemden, Baby- Wäsche etc.

ganz bedeutend unter erstellungswert.
Der Ausverkauf dauert nur bis 23. Januar.

Brummer Benſamin
Gr. Ujrichstrasse E.

Theater- und Haskengarderone-
Verieih-Gesohàäft von

„Zeugner Riedel,
vorm. Gottschalik,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 55,
hält seine reichhaltige Auswahl neuer, feiner

Herren Damen-Haskenkortüme
bei solider Preisstellung bestens empfohlen.

6363

Serie I

De
*1305

e eMichel-Brixets
anerkannt veste Marke,.

Anein vertreter ar Ralle unä W
Hallesgohes Kohlen- und Brik tor W.Merseburgerstr., Ecke Sehmioeädstr.m

irre S Leipzigerstrasse II.
Volloſtenogtayſie, nen Arends

Ein neuer, unentgelttioher VUnterriohtskurseus beginnt
am Mittwoch den 22. 1. 13 wieder in der Goldenon Koettso,
Alter Markt 11, abends 8 Uhr.

Lehrmittel 2 Mk. für Jugendliche und Weibliche 1.50 Mk.
deutſcher Arbeiterſtenographenbund,

Mitgliedſchaft Halle.
J. A.: Wilh. Kleinlein, Barfüßerſtr. 11.Tel. 3939.

Rindfleiſch zum Kochen
Schweinefleiſch
Schweinebauch

P. Kuhn's Flelch- Zentrale
(Dieht am Markt.) Schülershof 19. (Dieht am Markt.

1908 Gehacktes, halb und halb

Alles andere wie bekannt.

Fordern Sie ausdrücklich

jſirüiüniPfund 70 Pfg.
85

I

un

efäß e,
Größte AusSchülershof 1.

Licht iſt Macht.
Vie ſchüte ich3 undie Verhütang der ggral auf

geſunde Art.
s (mit Anhang) 80 Pfo,

n

ACCIIIIIIfin Fort m imdense Idee

v. Fritz Vrugbacher, Arzt i. Zürich.

Preis 30 Pfg.
Porto einzeln 5 Pfg., zuſammen

20 Pfg.
Zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung.

Harz 42/43.

undwahr Böttcherei

Ventur- Ausverkauf Sie speisen qui, appelitlich
und preiswert im eigenen Heim

i der Helleschen Arbeiterschafi.

Neidihaliger, kräſtger und
woh:drmehender, grier

Mittagstisch
von 50 vie en

Polsterwaren
in reeller W paufen J

Schalhie,
Gr. Märkerſtraße, n. Ratskeller

Böttcher- Waren nP. MHorlebesk, Kl uuW e attmarken.
Stroh u Kartoffeln
u d Schreider iamein.

Mittwoch
Sohlachte fest.
Marie Bötteher,
In C. WilIKe,

Mittwoch3 Sehigohtetest. 2
R. mann.5692 Talſtraße 20.

Standesamtliche Nachrichten

Halle-Süd(Steinweg 2),20. Januar

Aufgeboten: Arbeiter Welkertund Berta Lochmann Le igReudniz und Alte n
ha ee ch h chSee gete aW egshaber u. Augsburg).
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Am Montag, den 20. Januar
früh, ſtarb nach langem, ſchwe
rem Leiden unſer langſährigesMitglied, der Kellner

Gillll Repert.
Wir werden ihm ſtets ein

ehrendes Andenken be
wahren.

Die Ortsverwaltung.
Die Berdigung findet am

Donnerstag, nachmittags 3Uhr,
von der Leichenhalle des Nord
friedhvfs aus ſtatt. 8707

Am 20. ds. Mts. e tunſer lieber Sohn, vent
Todes Anzeige.
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weitere Verhandlungen werden könnten.

Beilage zum Volksblatt.
Nr. 18

Die Antwort der türkiſchen Regierung auf die Kollektiv-
note der Großmächte wird jedenfalls noch einige Tage
auf ſich warten laſſen. Nach dem erbaulichen Urbild der Bot-
ſchafterkonferenz in London läßt ſich auch die Pforte gemütlich
Zeit für ihre Entſcheidung. Es iſt nur zu verſtändlich, daß
man die gewährte Galgenfriſt noch möglichſt zu verlängern

ſucht, wenn ſo viel auf dem Spiele ſteht, wie in dieſem Falle
für die Türkei. Daß die Pforte ſchließlich doch nachgeben
wird, weil ihr eine andere Wahl eben nicht bleibt, daran iſt
kaum noch zu zweifeln. Die Entſcheidung liegt zunächſt bei
dem ſogenannten großen Rate, der aus Senatoren, No-
tabeln und ſonſtigen Würdenträgern beſteht. Er wird ent-
ſcheidende Beſchlüſſe über die nächſte vorzunehmende Aktion
faſſen. Nach der Sitzung des Großen Rates ſoll die Ueber-
reichung der Antwortnote auf die Kollektivnote der Mächte er
folgen.

Der Tag der Zuſammenkunft der beratenden Verſammlung
iſt noch nicht endgültig feſtgeſetzt; wahrſcheinlich wird die Ver
ſammlung erſt am Mittwoch zuſammentreten. Sie wird unter
dem Vorſitz des Großweſirs tagen, und es werden an ihr die
meiſten Senatoren, die Präſidenten der Sektionen des Staats-
rats, die Unterſtaatsſekretäre uſw. teil nehmen. Das Be-
amtentum ſcheint vorherrſchen zu ſollen.

Gibt die Türkei nach?

Paris, 21. Januar. Jn der die Antwort an die Bot-
ſchafter der Großmächte kommentierenden und ergänzenden
Depeſche der Pforte an ihre Londoner Delegierten befindet
ſich, wie man hier erzählt, folgender Paſſus: „Wir werden
zum Dienstag, den 21. dieſes Monats den großen Rat der
Senatoren, hohen Geiſtlichen und weltlichen Würdenträger be-
fragen, ob wir in unſerer Opferwilligkeit noch weiter gehen
können, als dies ſchon geſchehen iſt.“ Der Kommentar erwähnt
dann die unbedingte Notwendigkeit, neben den Sultansgräbern
auch den ganzen Stadtteil zu behalten, in dem die Moſcheen
ſich befinden. Jm franzöſiſchen Miniſterium hält man dieſe
Zugeſtändniſſe für ſehr wichtig.

London, 20. Januar. Jn politiſchen Kreiſen wird be
kannt, daß

die Botſchafterkonferenz

am Mittwoch wieder zuſammentreten wird. Man hofft, daß
dann die türkiſche Antwortnote bereits vorliegt. Die Bot-
ſchafter werden daran gehen, die nördlichen und ſüdlichen
Grenzen von Albanien feſtzuſtellen. Auch dürfte mit der Be-
ratung der Jnſelfrage begonnen werden. Rußland will auf
den Wunſch von Montenegro auch die Frage von Skutari an-
ſchneiden. Montenegro will ſeine Grenzlinie bis San Gio-
vanni di Medua ausdehnen.

Bulgarien droht mit Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten.
London, 20. Januar. Wie das Reuterſche Bureau erfährt,

hat der bulgariſche Premierminiſter Geſchow die Delegierten
in London ermächtigt, den bulgariſchen Oberkommandierenden
General Sawow direkt telegraphiſch zu erſuchen, die Feind-
ſeligkeiten wiederaufzunehmen, wenn ſie meinen ſollten, daß
für den Friedensſchluß keine begründete Ausſicht mehr beſtehe.
Jm Zuſammenhang damit wird darauf hingewieſen, daß die
Soldaten der Balkanverbündeten bis ſpäteſtens zum Februar
zur Beſtellung ihrer Aecker zurückkehren müſſen, da ſonſt eine

Hungersnot unvermeidlich wäre.
Allzu ernſt brauchen die Türken die gegen ſie gerichtete

Drohung ja nicht zu nehmen!

Bulgariſche Zugeſtändniſſe an Rumänien.
London, 20. Januar. Von gut unterrichteter Seite wird

mitgeteilt, daß die bulgariſche Regierung gewiſſe Zugeſtänd-
niſſe an Rumänien gemacht habe, die jedenfalls die Baſis für

Dieſe Zugeſtändniſſe
ſind dem Miniſterrat in Bukareſt bereits unterbreitet, und von
dort muß nun der nächſte Schritt getan werden. Bulgarien
hat die beiden in rumäniſches Gebiet hinein ragenden Land-
zungen und etwa ſechs Kilometer Seeküſte als Konzeſſion an-
geboten, wodurch Rumänien in den Stand geſetzt wird, Man-
galig in einen Kriegshafen umzuwandeln. Auch will Bul-
garien ſich verpflichten, alle Befeſtigungen an der Dobrudſcha-
grenze zu ſchleifen. Danew machte geltend, daß durch eine
ſolche Maßnahme die ſtrategiſchen Vorteile zugunſten
Rumäniens verſchoben würden. Dagegen wird aber von
rumäniſcher Seite behauptet, daß dieſe Konzeſſion ſehr billig
ſei, indem die alten Forts kar keinen militäriſchen Wert mehr
hätten. Mit Bezug auf die Frage der Kutzowallachen in den
neu eroberten Landen iſt Bulgarien angeblich zu den weiteſt-
gehenden Konzeſſionen bereit.

Volkswirtſchaftliches.
Die Kapitalanhäufung in den Vereinigten Staaten.

Jn den Vereinigten Staaten wurden 1909 268 491 induſtrielle
Fabrikunternehmungen feſtgeſtellt, wovon 69 501 Geſellſchafts-
unternehmungen waren. Der Zahl nach machen alſo dieſe
25,9 Prozent aller Unternehmungen aus; ſie vereinigen aber
7ö,6 Prozent aller Arbeiter, nämlich 5 Millionen von der Ge-
ſamtzahl 6,6 Millionen, und produzierten 79 Prozent aller
Waren. Seit 10904 haben die Geſellſchaftsunternehmungen
(Aktiengeſellſchaften) ſich ſtark ausgedehnt. Nach 1904 beſchäf-
tigten ſie bloß 70,6 Prozent aller Arbeiter und lieferten nur
73,7 Prozent der Waren.

Wie raſch der Konzentrationsprozeß in Amerika vor ſich geht,
läßt ſich aus folgendem erſehen:

Zahl der ahl der Wert derwhegheerttiee rn un h haen
1904 1909 1904 1909 1904 1909

von weniger als 5000 Dollar 32,9 34,8 1,9 2,2 1,2 1,1
5 000 bis 290000 33,7 32,4 7.7 7,41 5,120 000 1090000 22,2 21,3 18,8 16,5 14,4 12,3

100 000 1 Million 10,3 10,4 46,0 43,8 41,3 38,9
über 1 Million Dollar 0,9 1,1 25,6 30,5 38,9 43,8

Halle a. S., Mittwoch den 22. Januar 1913
Ake Tulke vor der 6uhſheddung.

Daraus geht die gewaltige Uebermacht der Großbetriebe in
den Vereinigten Staaten, die 44 Prozent der Produktion her
ſtellen, deutlich genug hervor. Jm Durchſchritt kamen auf eine
Fabrik 1900 43 000 Dollar und 1910 69 000 Dollar Kapital;
1900 waren in einem Unternehmen 22,7 Arbeiter und 1910 24,3
Arbeiter beſchäftigt. Die Akkumulation (Anhäufung) des Kapi-
tals geht alſo viel raſcher vor ſich, als die Konzentration des
Betriebes.

Verbandstag des Deutſchen
Bauarbeiterverbandes.

kr. Jeng, 17. Januar.
5. Verhandlungstag.

Bericht der Statutenberatungs- Kommiſſion
erſtattet Merkel- Nürnberg. Die Kommiſſion, der ja nur
wenig für die Beratung zur Verfügung ſtand, hat aus
dieſem Grunde in das alte Statut nur die Abänderungen hin
eingearbeitet, die ſie für jetzt vorzunehmen als abſolut not
wendig hält. Sie hat ſich auf die hauptſächlichſten Punkte be
ſchränkt und eine ganze Reihe Anträge zurückgeſtellt. So ſoll
nur ein „Notgeſetz' geſchaffen werden. Die Kommiſſion wird

wenn der Verbandstag zuſtimmt vor einer der ferneren
Tagungen des Verbandstages in dieſem Jahr wieder zuſam
mentreten und dieſem Verbandstage weitere Vorſchläge zur
Revidierung des Statuts machen.

Bei den Beſtimmungen über die Gliederung des Ver
bandes wurde Vorſchlägen des Vorſtandes Rechnung ge
tragen, die der Erweiterung des Verbandes entſprechen. Zu
dem ſtrittigen Punkt über die Reorganiſation der
Gauverwaltung ſchlägt die Kommiſſion vor, die alten
Beſtimmungen zu belaſſen und nur für Gauvorſtand Be
zirksausſchuß (der Vorſtand ſchlug „Bezirksrat“ vor) und
für Gauvorſtände Bezirksleiter zu ſagen. Paeplow
brachte den Antrag des Vorſtandes, die Gauleiter Bezirksſekre-
täre zu nennen, erneut ein. Es entſpann ſich über dieſe Frage
nochmals eine Debatte, die damit endete, daß die Bezeichnung
„Bezirksleiter“ mit 195 gegen 174 Stimmen feſtgelegt wurde.
Ohne Widerſpruch ſtimmte der Verbandstag dem Antrag der
Kommiſſion zu, die beſondere Kaſſenführung bei der Bezirks-
e entſprechend dem Vorſchlage des Vorſtandes aufzu
heben.

Die Beitragsfrage rief ebenfalls eine nochmalige Dis
kuſſion hervor. Der Kommiſſionsvorſchlag ging dahin, die bis
herigen 12 in 6 Beitragsklaſſen zuſammenzufaſſen. Die Bei-
träge ſollen einſchließlich des Anteils der Lokalkaſſe betragen:

Den

m Bei Stundenlöhnen Beitrag
über 35 bis einſchl. 45 Pfg. 50 e 10
I 5 r 55 r 60 u 2 12 rr 55 I II 65 t 70 I 14 re 65 75 80 r 1675.... 90 n 18Mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes und der Zweigver

eine kann für eine Spezialbranche auf deren Antrag eine
höhere Beitragsklaſſe eingerichtet werden, die auch eine höhere
Unterſtützung nach ſich zieht. Jn der Debatte wurde für die
Beibehaltung der alten Beiträge plädiert, bis über die Frage
der Arbeitsloſenunterſtützung entſchieden ſei. Der Kommiſ-
ſionsberichterſtatter betonte, die Kommiſſion habe die Einrich
tung der ſechs Beitragsklaſſen aus grundſätzlichen Erwägungen
beſchloſſen. Jn der Generaldebatte ſei dieſe Neueinteilung
mehrfach befürwortet worden. Es werden freilich in einigen
Orten Beitragserhöhungen eintreten. Dagegen ſollen die Kol-
legen, die in eine höhere Beitragsklaſſe eintreten, auch ſofort
in eine höhere Unterſtützungsklaſſe eintreten.

Der Verbandstag ſtimmt den Kommiſſionsvorſchlägen zu.
Beſchloſſen wurde ferner, daß eine Beitragsermäßigung nicht
eintreten darf.

Die Verhandlungen wurden dann vertagt.
kr. Jena, 18. Januar.

6. Verhandlungstag.
Die Statutenberatung wird bei den Beſtimmungen

über die Reiſeunterſtützung fortgeſetzt. Die Kommiſ-
ſion ſchlägt vor, die alten Beſtimmungen in dem Sinne zu
ändern, daß dieſe Unterſtützung, die (wie ſeither) pro Tag
1 Mk. beträgt, für das ganze Jahr (bisher nur im Winter) ge
währt wird. Und zwar bis zu einer Höchſtſumme von 25 Mk.
nach einjähriger Mitgliedſchaft, 30 Mk. nach zweijähriger und
35 Mk. nach dreijähriger Mitgliedſchaft. Dieſe Neuregelung
ſoll jedoch bis zur Erledigung der Erwerbsloſen- Unterſtützung
nur als Proviſorium gelten. Der Verbandstag beſchließt in
dieſem Sinne.Die Streikunterſtützung wird nach dem Vorſchlag
des Vorſtandes neu geregelt. Die Aenderungen ſind aber nicht
weſentlich. Die neuen Unterſtützungsſätze entſprechen der neuen
Beitragsklaſſe und betragen je nach der Dauer der Mitglied-
ſchaft und den Beitragsklaſſen 9 bis 21 Mk. pro Woche.

Die Krankenunterſtützung wird ebenfalls einer
Aenderung unterzogen. Sie beträgt künftig pro Tag nach einer
Mitgliedſchaft über

trag 2 Ja 4 Jahre 6 Jahre 8 JahreVeitragsklaſe I Pig. Big
1 40 45 55 652 55 55 60 703 60 65 70 804 70 75 80 905 80 5 90 1006 90 95 100 110Die Unterſtützung in Sterbefällen wird dem Vor-

ſtandsvorſchlage entſprechend feſtgelegt. Sie beträgt 25 Mk.
bis 100 Mk.

Anträge, die ſich auf eine Neueinteilung von Gauen beziehen,
werden dem Vorſtand überwieſen.

Der Verbandstag beſchließt dann noch, daß eine Subkom-
miſſion der Statutenberatungs- Kommiſſion vor dem Ver
bandstag, der den Abſchluß der Lohnbewegung bildet, erneut

uſammentreten und dabei auch eine neue Vorlage für die Ar-
eitsloſenunterſtützung ausarbeiten ſoll.
Damit war die Statutenberatung beendet.
Dann gab Hermann-Eiſenach den Bericht der Beſchwerde-

kommiſſion. Nach ihrem Vorſchlage werden einige Ausſchlüſſe

aufgehoben, andere beſtätigt. SFür die Gehalts kommiſſion berichtete Hütt-
mann Frankfurt a. M. Die Kommiſſion ſei einmütig der
Meinung, daß der Bauarbeiter-Verband in der Gehaltsfrage
gegenüber anderen Gewerkſchaften nicht zurückhleiben darf.
Sie ſchlage vor, in einigen Punkten von der Vorſiandsborlage
abzuweichen. Die Gehälter ſollen berragen: für den erſten
Vorſitzenden 3800 Mk. in den beiden nächſten Jahren ſteigend
um je 200 Mk. bis zum Höchſtgehalt von 4200 Mk. für den
Leiter des literariſchen Bureaus 3600 Mk. ſteigend um je 150
Mark bis zu 3900 Mk. Für die übrigen Vorſtandsmitglieder

24. Jahrg.

ſoll das Anfangsgehalt 3400 Mk. betragen, jährlich ſteigend un
100 Mk. bis zu 3600 Mk. Die v x ſollen erhalten
2700 Mk., ſteigend um jährlich 100 Mk. bis zu 3400 Mk. die
ſtändigen Hilfsarbeiter im Verbandsbureau 2400 bis 8200 Mk.
bei einer jährlichen Steigerung um ebenfalls 100 Mk. Für die
e e ſollen nur wei Klaſſen geſchaffen werden.
n Orten, wo der Stundenlohn der gelernten Arbeiter unter

50 Pf. beträgt, ein Anfangsgehalt von 2000 Mk. bis zu einem
Endgehalt von 2800 Mk. in Orten mit einem Stundenlohn
von über 50 Pf. 2400 bis 3300 Mk., jährlich ſteigend um 100
Mark. Die Ferien ſollen nach den Vorſchlägen des Vor
ſtandes feſtgeſetzt werden.

An dieſen Bericht ſchloſſen ſich längere Erörterungen, bei
denen für und gegen die Kommiſſionsanträge eingetreten, und
dieſe ſchließlich mit überwiegender Mehrheit angenommen
wurden. Die Entſchädigung des Ausſchußvorſitzenden erhöht
der Verbandstag von 1000 Mk. auf 1300 Mk. Dem Verbands-
tag wird zur Exwägung überwieſen, ob es nicht möglich iſt,
die durch die Gehaltserhöhung für die Zweigvereine entſtehen-
den Mehrausgaben auf die Hauptkaſſe zu übernehmen. Der
Vorſtand wird beauftragt, dem nächſten Verbandstag eine Vor-
lage zu unterbreiten, die geſamten Beamtengehälter auf die
Hauptkaſſe zu übernehmen.

Bei Beratung der allgemeinen Anträge fand ein An
trag Annahme; nach dem der Verbandsvorſtand Zweigvereinen
auf deren Antrag und nach Anhörung des Gauvorſtandes das
Recht einräumen kann, Unterſtützung in Krankheits- und
Sterbefällen ſelbſt anzuweiſen und Jnterimsbücher ſelbſt um-
zuſchreiben.

Bei der Wahl des Vorſtandes dieſer brennendſtenFrage des Verbandstages wird Paeplow Hamburg ein-
ſtimmig als Vorſitzender gewählt. Das Reſultat wird mit
Beifall aufgenommen. Als Stellvertreter des Vorſitzenden
werden Behrendt wieder- und Winnig neugewählt.
Winnig wird zugleich Leiter der literariſch- ſtatiſtiſchen Abtei-
lung. Als Kaſſierer wird Kober wiedergewählt, ebenſo die
bisherigen Sekretäre. Silberſchmidt wird neu in den
Vorſtand gewählt, er bleibt aber in Berlin. Als Redakteure
werden Edlinger Hamburg wieder- und OttoDort-
mund neugewählt. Vorſitzender des Ausſchuſſes bleibt
Daehne- Berlin.

Der Verbandstag beauftragte den Vorſtand noch, auf dem
Grabe Bömelburgs einen Gedenkſtein ſetzen zu laſſen.

Damit waren die Arbeiten dieſes Verbandstages beendet.
Die

Schlußrede
hält Verbandsvorſitzender Paeplow, der für ſich und ſeine
Kollegen im Vorſtand für die Wahl dankt. Wenn wir hier
fortgehen, ſagte er weiter, erwartet uns zu Hauſe angeſtrengte
Tötigkeit. Wir werden alle unſere Kräfte aufwenden, um die
Lohnbewegung ſo durchzuführen, wie es im Jntereſſe der
Kollegen entſpricht. Der Aktionsausſchuß geht von hier aus
direkt nach Berlin, um mit den Unternehmern zu verhandeln.
Wir werden ſuchen, eine Bahn der friedlichen Verſtändigung
zu finden, wahrſcheinlich gelingt uns dieſes aber nicht. Es
wird aus dieſen Verhandlungen jedenfalls nicht viel zu be
richten ſein, um ihren Gang nicht zu gefährden. Die Kollegen
müſſen aber Vertrauen zu ihren Führern haben. Sie dürfen
überzeugt ſein, daß diejenigen, die ſie gewählt haben, verſuchen
werden, den Jntereſſen aller Kollegen gerecht zu werden. Die
Mitglieder müſſen aber auch einſehen, daß es nicht Schuld der
Führer iſt, wenn nicht alle unſere Wünſche erfüllt werden, daß
dann andere Umſtände ihrer Verwirklichung entgegenſtehen.

Der Verbandstag hat uns alle ſtark bewegt. Schon bei
ſeinem Beginn, als wir unſeres Freundes Bömelburg ge
dachten, der eine ſo große Lücke im Verbande gelaſſen hat. Die
Kollegen müſſen Einſicht haben, wenn das eine oder andere
nicht in der Form geſchieht wie früher, wenn die Kollegen, die
jetzt mit der Leitung des Verbandes betraut wurden, andere
Methoden einſchlagen, wenn dieſe Kollegen auch einmal an
ecken glauben Sie, ſie haben trotzdem das Herz auf dem
rechten Fleck, ſie wollen das beſte für alle Kollegen, ſie werden
dasſelbe durchſetzen wie vordem. Mit dieſen Worten möchte
ich Jhnen zurufen: Auf Wiederſehen auf dem Verbandstag,
der ſich mit der Lohnbewegung weiter zu beſchäftigen hat.
Setzen wir alle uns mit ganzer Kraft für die geiſtige und mate
rielle Beſſerſtellung unſerer Kollegen ein, dann können uns
kleine Meinungsverſchiedenheiten gar nichts ſchaden. Tue
jeder Einzelne ſeine Pflicht, dann ſind wir dem Siege nahe.
(Stürmiſcher Beifall.)

Vorſitzender Silberſchmidt: Der Verbandstag iſt vertagt.
Schluß nachmittags 1 Uhr.

Aus der Provinz.
Die Maſchine in der Landwirtſchaft.

Unſere Bauern, ſoweit ſie Beſitzer von landwirtſchaftlichen
Mittel- und Kleinbetrieben ſind, glauben noch immer, die jetzt
betriebene Wirtſchaftspolitik, das indirekte Zoll- und Steuer
ſyſtem, unbedingt unterſtützen zu müſſen. Sie ſehen in dieſer
„bewährten Wirtſchaftspolitik“ ihr Heil und werfen ſich dem
Bunde der Landwirte oder irgend einer anderen Partei in die
Arme, die ja ohne Ausnahme für dieſe Wirtſchaftspolitik ein-
treten. Beſonders die Klein- und Mittelbauern wollen es nicht
einſehen, daß der Kapitalismus im Bunde mit dem Groß-
agrarismus es iſt, die mit ihren ausbeutenden Tendenzen auch
den ſelbſtändigen Mittel- und Kleinbauern ruiniert. Und doch
iſt es ſo, weil die meiſten nicht in der Lage ſind, ſich die tech-
niſchen Errungenſchaften zunutze zu machen, wie der kapita-
liſtiſche Großagrarier. Die Maſchine, die im Gewerbe gerade-
zu revolutionierend gewirkt hat, indem ſie das Handwerk über-
holt und an ſeine Stelle induſtrielle Kapitaliſten und proleta-
riſche Lohnarbeitermaſſen ſetzte, hat ihren Siegeszug auch be-
reits in der Landwirtſchaft angetreten. Und ſie wird, allen
ſchönen Agrartheorien zum Trotz, die Jnduſtrialiſierung von
Ackerbau und Viehzucht durchführen und ſo auch hier den ſozia
liſtiſchen Großbetrieb vorbereiten. Die redebefliſſenen Wander-
apoſtel des Bundes der Landwirte ſuchen, beſonders vor den
Wahlen, naturgemäß dieſen Entwicklungsgang ſtets unter
Spott und Hohn auf die ſozialiſtiſchen Utopien abzuſtreiten.
Das gelingt ihnen jedoch nur in der Theorie und auch nur
ſcheinbar. Jn ihrer bekannten demagogiſchen Art verſtehen es
die Bundesredner immer noch, den wenig aufgeklärten Land
leuten Sand in die Augen zu ſtreuen.

Jn der Praxis ſind es aber gerade die Strategen des Bun
des, die Großgrundbeſitzer, die für neue und vollkommene
Maſchinen geradezu ſchwärmen. Weil das die Leiter des Bun
des wiſſen deshalb unterhalten ſie natürlich nur im Jnter-
eſſe des „Mittelſtandes!“ in der techniſch fortgeſchrittenſten
agrariſchen Gegend Deutſchlands, der als Kornkammer Deutſch
kammer bekannten Provinz Sachſen eine be-
ſondere Zentralverkaufsſtelle für landwirt-
ſchaftliche Maſchinen und Bedarfsartikel. Dieſes größ
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zügig organiſierte Unternehmen zur „Hebung“ des Mittel
ſtandes hat ſeinen Sitz in Halle und ſetzt jährlich Hundert
tauſende um. Dieſe Vertriebsſtelle legt beſonderen Wert dar-
auf, zu den verſchiedenen im letzten Jahrzehnt bekannt gewor-
denen Maſchinen immer wieder neue, verbeſſerte Maſchinen
in die Landwirtſchaft einzuführen, womit ſie bei den Groß-
agrariern gute Erfolge erzielt hat. Ueber die wichtigſte An
gelegenheit, die Brauchbarkeit der neu konſtruierten Maſchinen
in der Praxis, hat jetzt ein Leiter der Vertriebsſtelle im Land
wirtſchaftlichen Verein zu Lützen deſſen Vorſitzender der bei
der letzten Reichstagswahl mit Glanz durchgeraſſelte konferva-
tive Gutsbeſitzer Niele aus Starſiedel iſt, einen bemerkens-
werten Vortrag gehalten, in dem er nach dem Lützener Volks
boten u. a. ſagte:

„Die Rentabilität des Motorpflugs iſt allenthalben in land-
wirtſchaftlichen Kreiſen anerkannt. Es werden nicht nur Ar
beitskräfte an Menſchen erſpart, ſondern auch die
Zugtiere können zum Teil verringert werden. Es haben ſich
ſchon vielfach Pfluggenoſſenſchaften gebildet, die mit
einem äußerſt günſtigen Reſultat abgeſchnitten haben. Die
Leiſtungen des Motorpflugs ſind anerkannt gute. Er hebt bei
ſeiner Arbeit Steine, zerkrümelt den Ackerboden und ſteigert
dadurch die Ertragsfähigkeit. Jm Anſchluß an dieſen Vortrag
ſprach ſich der Vortragende noch über andere Neuerungen auf
dem Gebiete des land wirtſchaftlichen Maſchinenbaues aus: Er
erwähnte den neukonſtruierten Rübenheber mit Abſchneide-
vorrichtung, der ſich in der Praxis vorzüglich bewährt hat und
der wegen ſeiner Brauchbarkeit mit einem Preiſe von 5000 Mk.
bedacht worden iſt. Er hebt nicht nur die Rüben, ſondern köpft
ſie auch und legt ſie auf eine Bank. Wiederholte Verſuche da
mit haben voll befriedigt. Als zweite Neuerung erwähnte
Redner den Selbſteinleger bei der Dampfdreſchmaſchine, der
vom 1. April ab geſetzlich an allen dieſen Maſchinen vorhanden
ſein muß. Er empfahl weiter zur Wiederverwendung der
Bindfäden von den gelöſten Garben eine Spinnmaſchine, durch
welche aus den Fäden brauchbare Ackerleinen, Stränge und
dergleichen hergeſtellt werden. Alſo eine neue Nebeninduſtrie.
Zum Schluß lenkte er das Augenmerk der Verſammlung noch
auf die gut arbeitenden MelkmaſchinenAnlagen, die ſich in
der Praxis ſehr gut bewährt haben.“

Zweifellos würden die Großgrundbeſitzer noch mehr als das
bisher der Fall iſt, ſich die Fortſchritte der Technik zunutze
machen; aber ſie haben das ja infolge der bewährten Wirt-
ſchaftspolitik gar nicht nötig. Der Schutz der „Notleidenden“
iſt bei uns ſo ausgiebig, daß man zufrieden ſein kann mit dem,
was die Erfinder von ſelbſt hervorbringen. Jedenfalls iſt die
Tatſache aber nicht wegzuleugnen, daß ſich die mittel und
kleinbäuerlichen Betriebe trotz der hohen Getreidezölle in keiner
glänzenden Lage befinden, vielmehr nur ſo dahin vegetieren
und immer mehr der Proletariſierung entgegentreiben weil
ſie nicht, wie das agrariſche Großkapital, die Fortſchritte der
Technik ausnutzen können.

Schadenerſatzanſprüche des mitfahrenden Autopaſſagiers.
Der Fabrikant Sch. aus Weißenfels, Mitinhaber einer

dortigen offenen Handelsgeſellſchaft, war mit ſeinem Auto auf
die Jagd gefahren. Das Auto wurde von einem erſt kurz vor
her engagierten Chauffeur P. geleitet. Unterwegs war der
Kläger Sch. nebſt drei anderen Jagdgenoſſen aufgenommen
worden. Bei einem bald darauf erfolgten Malheur wurde Sch.
aus dem Auto herausgeſchleudert und ſchwer verletzt. Er
klagte gegen den Fabrikanten auf Schadenerſatz. Das Land-
gericht Naumburg wies jedoch ſeine Klage ab, und zwar des
halb, weil das Autogeſetz unzweifelhaft nicht anwendbar ſei,
da es ſich um Schadenerſatzänſprüche eines Autopaſſagiers
handle. Jn der zweiten Jnſtanz, vor dem Oberlandesgericht
Naumburg ſtützte der Kläger ſeine Klage auf die Behauptungen,
den Beklagten treffe ein doppeltes Verſchulden. Das Auto ſei
nämlich an ſich äußerſt mangelhaft geweſen, außerdem ſei es
durch einen ganz unzuverläſſigen Chauffeur geleitet worden.
Der Kläger richtete außerdem ſeine Klage noch gegen die offene
Handelsgeſellſchaft als ſolche, da auf dieſer Fahrt von dem
Fabrikanten Sch. bedeutende Schuhvorräte mitgenommen ge-
weſen ſeien, es ſich alſo um eine reine Geſchäftsfahrt der Firma
gehandelt habe. Das Oberlandesgericht Naumburg gab der
Klage gegen beide Angeklagte, Jnhaber und Firma, ſtatt und
erklärte die Klageanſprüche dem Grunde nach für gerecht-
fertig t. Der Beklagte Sch. und auch ſein Chauffeur hätten
grob fahrläſſig gehandelt. Beide hätten die Neigung des Autos
zum Schleudern gekannt und hätten deshalb das Auto vor allem
genau nachprüfen müſſen. Daß ſie dies nicht getan hätten,
widerſpräche jeglicher Erfahrung und Praxis im Autoverkehr.
Außerdem ſich der Beklagte Sch. nicht allzu ſehr auf ſeinen
Chauffeur verlaſſen dürfen, denn dieſer ſei nicht zuverläſſig
geweſen. Er hätte deshalb den Chauffeur ſtändig kontrollieren
und bei dem mangelhaften Zuſtande des Autos zu einem nur
mäßigen Tempo anhalten ſollen. Hätte er dies getan, dann
wäre der Unfall vermieden worden. Auch gegen die mitbeklagte
Firma ſei der Klageanſpruch gerechtfertigt. Denn auf dieſer
Fahrt ſeien jedenfalls umfangreiche Schuhproben mitgenommen
worden, die der Beklagte im Jntereſſe des Geſchäfts nach der
Jagd bei Kunden in Teuchern habe abgeben wollen. Es habe
ſich alſo um eine mit dem Betriebe der Firma im Zuſammen-
hange ſtehende Geſchäftsfahrt gehandelt und der Unfall ſei auch
in deren Ausführung und nicht nur bei deren Gelegenheit ge-
ſchehen. Die Reviſionen der Beklagten beſtritten ſowohl die
Annahme eines Verſchuldens als auch die einer Geſchäftsfahrt.
Es habe ſich bei der Fahrt um eine reine Gefälligkeitsfahrt ge-
handelt, was auch für die Frage des Verſchuldens weſentlich
ſei. Das Reichsgericht wies aber die Reviſionen beider Ange-
klagten zurück und beſtätigte das Berufungsurteil.

Schkenditz. Der Sozial demokratiſche Verein
hielt am 16. Januar ſeine Mitgliederverſammlung ab. Vor
Eintritt in die Tagesordnung gedachte der Vorſitzende des ver-
ſtorbenen Genoſſen Kießhauer. Neuaufnahmen reſp. Ueber-
tritte waren 19 männliche und 5 weibliche zu verzeichnen. So
dann erſtattete Genoſſe Auguſt Brettſchneider Bericht vom
Preußentag. Die Verſammlung erklärte ſich einſtimmig mit
den führungen und Beſchlüſſen einverſtanden. Genoſſe
Oelsner gab den Bericht vom Arbeiterſekretarigt. Dasſelbe
wurde im vergangenen Jahre in 326 Fällen von 316 Perſonen
aus 26 Orten in Anſpruch genommen. Die Wahl der Sekre-
täre wurde vertagt. Der vom Kaſſierer vorgetragene Kaſſen-
bericht über das verfloſſene Quartal ergab eine Einnahme von
551,12 Mk. und eine Ausgabe von 335,27 Mk., ſo daß am
31. Dezember ein Kaſſenbeſtand von 215,85 Mk. verblieb. Der
Mitgliederbeſtand war am Schluſſe des Quartals 500 männ-
liche und 90 weibliche. Dem Kaſſierer wurde Decharge erteilt.
Da der jetzige Kaſſierer ſein Amt niederlegte, wurde an deſſen
Stelle Genoſſe l gewählt. Den hinterbliebenen
Witwen der verſtorbenen Genoſſen Engelmann und Kießhauer
wurden je 10 Mk. Ferner wurden dem Bildungs-
ausſchuß 50 und der Bibliothek 40 Mk. überwieſen. Unter Ver-
ſchiedenem verlas der Vorſitzende das Schiedsgerichtsurteil be-
treffend den Ausſchluß des Metallarbeiters Reinh. Schatz aus
der Partei, wonach derſelbe nun ausgeſchloſſen iſt.

Querfurt. Recht bewilligungsfreudig zeigten ſich unſere
Stadtväter in ihrer letzten Sitzung. Zunächſt bewilligten die

aus dem nicht gerade vollen Stadtſäckel die Koſten zu
em Kommers, der alljährlich aus Anlaß des Geburtstages

Wilhelms II. veranſtaltet wird und an dem die patriotiſche Be
r bekanntlich ihren Höhepunkt erreicht. Dann wurden
1250 bewilligt zur Anfertigung einer Adreſſe des Reichs
verbandes deutſcher Städte, die ebenfalls Wilhelm II. überreicht

ſoll, weil er in dieſem 25 König von Preußeniſt. C man ſo den n Wehen e lchen Aus

druck gegeben, bewilligte man in für

Wohnungsnot ſoll ſpäter zur „Exwägung“ kommen. Hier
e alſo nicht ſo eilig; da müſſen erſt Erwägungen angeſtellt
werden.

Rebra. Es wird immer ſchöner! Der Kampf um die
Jugend, den die bürgerlichen Parteien und religiöſen Gemein
ſchaften ſeit einiger Zeit mit großem Eifer führen, nimmt Formen
an, die das Mißtrauen der Arbeiterſchaft gegen dieſe Bewegung
nur verſtärken müſſen. Jmmer offenſichtlicher wird der einzige
Zweck dieſer Bewegung: die jungen Leute zu mechaniſch tätigen
Werkzeugen des Klaſſenſtaates zu erziehen, um ſie ſpäter als will
fährige Unternehmerlieblinge im wirtſchaftlichen und politiſchen
Kampfe gegen ihre Standesgleichen zu gebrauchen. Wie wir hören,
hat ſich der hieſige patriotiſche Jugendverein dem politiſche
Tendenzen verfolgenden Flottenvereine als korporatives Mit
glied angemeldet, was als erfreulich bezeichnet wird. Ob die Mit
glieder des Jugendvereins ſich auch bewußt ſind, welchen Zweck
dieſer Anſchluß hat Wir glauben's nicht! dieſer Tat
ſache ergeht das dringende Erſuchen an die Arbeitereltern, ihre
Söhne und Töchter im eigenen Intereſſe von dieſem Jugend-vereine abzuhalten. Nun heißt es erſt recht: Meidung der ver
kappten arbeiterfeindlichen Jugendvereinigrngen und Stärkung
der proletariſchen Jugendbewegung!

Delitzſch. Schrecklicher r Pel ete W Das bei dem
Gutsbeſitzer Fleiſcher in Creuma bedienſtete 18jährige Dienſt
mädchen Hanke ſetzte ſich auf den Göpelbaum der im e be
findlichen Dreſchmaſchine und trat beim Abſpringen auf das
über die Transmiſſionswelle te Brett, dieſes verſchob ſich
und dem armen Mädchen wurde Bein in furchtbarer Weiſe
zermalmt, ſo daß das Mädchen nach dem hieſigen Kranken
hauſe gebracht werden mußte, wo ihm das Bein bis zum Knie
abgenommen werden mußte. Das unglückliche Mädchen konnte
erſt aus der Maſchine befreit werden, nachdem ein Maſchinen
bauer das Räderwerk auseinander genommen hatte.

„Berga. Jn einer e e i ren diefür unſere Verhältniſſe gut beſucht war, hielt am vergangenen
Sonntag Genoſſe Dreſcher-Halle einen Vortrag über
lismus und der Baſeler Friedenskongreß. Da das
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thema ſehr viel anregenden Stoff zum Nachdenken bietet, folg
ten die Genoſſen den Ausführungen des Redners mit großem
Jntereſſe. Auch einige Frauen waren anweſend. Noch lange
nach dem Vortrag blieben die Genoſſen in anregender Unter
haltung beiſammen, wobei man das allſeitige ſtreben bei
den Anweſenden konſtatieren konnte, in Zukunft eifrig für
unſere Sache wirken zu wollen. Wir werden jetzt öfter der
artige Vorträge uns halten laſſen und glauben, dadurch einen
feſten Stamm guter und tätiger Genoſſen zu gewinnen.

Artern. Die ſanitären Zuſtände unſeres Städtchens
erfahren eine wenig erfreuliche Würdigung durch ein an den
hieſigen Magiſtrat gerichtetes Schreiben des Regierungs-
präſidenten, in welchem mitgeteilt wird, daß die von der Re
gierung nach Artern geſandten Kommiſſare in ſanitärer Be-
ziehung Zuſtände gefunden hätten, die unbedingt abgeſtellt
werden müßten. Die Straßenkanaliſation ſei das geeignetſte
Mittel, und er empfehle dringend, dieſe einzuführen. Jm
Weigerungsfalle würden Zwangsmaßregeln ergriffen
werden. Die Stadtverordneten nahmen in ihrer letzten Sitzung
von dieſer Verfügung Kenntnis, lehnten aber trotzdem die
Ausführung der Kanaliſation ab, da die Zuſtände ihrer Mei-
nung nach nicht derart ſeien, daß unbedingt die Straßen kana-
liſiert werden müßten. Man darf geſpannt ſein, was der
geſtrenge Herr Regierungspräſident für Zwangsmaßregeln er-
greifen wird.
Kölleda. Die Wichtigkeit eines Kommas wurde
in einer kürzlich vor der Naumburger Berufungsſtrafkammer
geführten Verhandlung offenbar, in welcher ein Landwirt aus
Großmonra, den das Schöffengericht wegen Uebertretung des
Viehſeuchengeſeßes mit 20 Mk. beſtraft hatte, freigeſprochen
wurde. Dieſe Freiſprechung ſtützte ſich darauf, daß der Be
ſtrafte einwandte, daß zu der Zeit, wo er den in Rede ſtehenden
Bullen im Seuchengebiete geführt haben ſollte, zwei Beob-
achtungsbezirke zu einem verſchmolzen worden ſeien, eine
Einwendung, die aus den bezüglichen amtlichen Bekannt
machungen nicht ohne weiteres klar genug hervorging, weil die
Stellung eines Kommas Zweifel erregen konnte. Nachdem je-doch das Gericht bei dem Landratsamte angefragt und dieſes

die Auffaſſung des Angeklagten beſtätigt hatte, wurde dieſer
freigeſprochen.

Wittenberg. Eine Rechtsfrage aus dem Reichs-
Zuwachsſteuergeſetz ſtand in einem Rechtsſtreit zur
Entſcheidung, den der hieſige Fabrikant Leipziger gegen
den Magiſtrat führte. Jm 8 1 des Geſetzes iſt im zweiten
Abſatz folgende Beſtimmung enthalten: „Beträgt der Veräuße-
rungspreis, und im Falle einer Teilveräußerung des Geſamt-
werts des Grundſtückes, bei bebauten Grundſtücken nicht mehr
als 20000 Mark, bei unbebauten Grundſtücken nicht mehr als
5000 Mk. ſo bleibt der Eigentumsübergang von der Steuer
frei.“ Dieſe Steuerfreiheit tritt aber nach einer weiteren Be
ſtimmung desſelben Paragraphen nur ein, wenn weder der
Veräußerer und ſein Ehegatte im letzten Jahr ein Ein-
kommen von mehr als 2000 Mark gehabt haben, noch einer von
ihnen den Grundſtückshandel gewerbsmäßig betreibt. Das
Oberverwaltungsgericht hatte nun im erwähnten Rechtsſtreit
darüber zu befinden, ob mit den Worten „im letzten Jahr“ das
Kalenderjahr oder das Jahr im Sinne der letzten 865
Tage vor dem Rechtsgeſchäft gemeint ſei. Das
Oberverwaltungsgericht ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß
nicht das letztverfloſſene Kalenderjahr gemeint ſei, ſondern
das natürliche Jahr von 365 Tagen, zurück gerechnet vom
Zeitpunkt des Eigentumsüberganges an. Dieſe
Auffaſſung entſpräche am beſten der Zweckbeſtimmung der Vor-
ſchrift, welche die ſei, dem wirtſchaftlich Schwachen, Schonungs-
bedürftigen Schutz gegen ſteuerliche Ueberlaſtung zu geben.
Wollte man das letztverfloſſene Kalenderjahr nehmen, dann
könnte deſſen Ablauf beim Eigentumsübergang unter Um-
ſtänden mehr als 11 Monate zurückliegen; in dieſer Zwiſchen-
zeit aber könnten ſich die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zugunſten
oder zuungunſten des Steuerpflichtigen weſentlich verändert
haben. Auf Grund dieſer Rechtsauffaſſung des Senats wären
im vorliegenden Streitfalle die tatſächlichen Verhältniſſe zu
würdigen.

Einen Einbruchdiebſtahl vollführte in der Jüden-
ſtraße ein etwa 25 jähriger Mann. Derſelbe mietete ſich bei
den Jochmannſchen Eheleuten eine Schlafſtelle, wobei er ſich
für einen Buchbinder ausgab, und erhielt die Schlüſſel, worauf
er ſich entfernte. Nachdem die Familie J. ausgegangen war,
kehrte er zurück und durchſtöberte die ganze Wohnung; er er
brach die Behälter, wobei ihm bares Geld in Höhe von 295 Mk.
in die Hände fiel. Er entkam unerkannt.

Torgau. Großfeuer entſtand am Sonntag morgen
wieder in Weidenhain. Jn der Scheune des Gutsbeſitzers
Persdorf war Feuer ausgebrochen, das ſich mit raſender
Schnelle infolge des ungünſtig wirkenden Weſtwindes auf das
Stallgebäude des Persdorf und die angrenzende Scheune des
Maurers und Fleiſchers Schönfelder verbreitete. Es brannten
zwei Scheunen und ein Stall ab. Die in dieſen lagernden
reichen Ernte, Heu und Wirtſchaftsvorräte und wertvollen
Maſchinen, Jnventarien und Futtervorräte ſowie 2 Gänſewurden ein Opfer der Flammen. Die Entſtehungsurſache des
Feuers iſt unbekannt.
Kleinleipiſch. J der letzten Gemeindevertreter-

ſitzung wurde folgendes verhandelt: Nach dem mit der
Millygrube bei dem Verkauf der Gemeindegrundſtückhe ga
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ſchloſſenen Vertrag, iſt die Millygrube verpflichtet, 1 Hektar
Land 600 Meter von der Schule der Gemeinde zur Anlage
eines Friedhofes zu überlaſſen. Das von der Millygrube an
ebotene Terrain wurde nicht angenommen und die Angelegen-
eit zur ſpäteren Verhandlung vertagt. Das anſtehende Holz

auf dem Butterteichdamm ſoll in nächſter Zeit verkauft werden.
Der freiwilligen Feuerwehr wurden 50 Mk. zur weiteren Aus
rüſtung, dem Waldarbeiter G. 8 Mk. monatlich Armenunter-
rn bewilligt. Dieſer Arbeiter war lange Jahre als

aldarbeiter in der zum Lauchhammer-Werk gehörigen Wert
beſchäftigt. Er wandte ſich auch an das LauchhammerWerk
um Unterſtützung, aber es gab nichts. Hingegen wurden dem
vor zwei Jahren in den Ruheſtand verſetzten Oberförſter außer
der ihm vertragsmäßig zuſtehenden Penſion von 1500 Mk. noch
1200 Mk. jährlich mehr bewilligt.

re Aus der Gemeinde. Jrn der letzten Gemeinde-
vertreter Sitzung wurde zunächſt von den ſtattgefundenen Re
viſionen der Gemeinde und Sparkaſſe Kenntnis genommen die
Einnahmen in der Gemeinde und Sparkaſſe beliefen ſich bisher
auf 233056 Mk., die Ausgaben auf 227 387 Mk. Weiter wurde
bekannt gegeben, daß ſeitens der Gemeinde zu den Amtsunkoſten
des Amtsbezirks Annaburg der Betrag von 86840 Mk. zu zahlen
ſei und daß für die bieſige Schweſterſtation ſeitens des Kreis
ausſchuſſes die gewährte Beihilfe von 300 auf 400 Mk. ab
1. 3 7 erhöht iſt. Die Vertreter wählten den bisherigen Vor
ſtand der Gemeindeſparkaſſe, aus den Herren Grune, Quehl und
Riethdorf beſtehend, einſtimmig wieder. Betreffs der Promenaden-
Angelegenheit wurde beſchloſſen, vorläufig von einer Weiterführung
der Klage Abſtand zu nehmen.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S. den 21. Jannar 1913.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Nach der Erledigung verſchiedener unweſentlicher Eingänge

teilte der Vorſteher mit, daß der Magiſtrat noch eine eilige
Vorlage über die

Schaffung einer allgemeinen Ortskrankenkaſſe für Halle
unterbreitet habe, die vor dem 1. Februar erledigt, alſo heute
noch verhandelt werden müſſe. Eine Anzahl Stadtverordnete
erhoben dagegen Einſpruch, da ſie meinten, ſie würden über-
rumpelt, der Magiſtrat hätte dieſe wichtige Sache nicht im
letzten Augenblick vorbringen brauchen.

Der Oberbürgermeiſter ſetzte nun auseinander, daß
die Vorlage nicht eher fertig werden konnte, und als den
Stadtvätern dann noch geſagt wurde, man könne doch am
nächſten Montag an „Kaiſers Geburtstag“ keine Sitzung
machen, da klappten die Mannen zuſammen und zogen ihren
Widerſpruch zurück. Die Vorlage, die dann zur Verhandlung
kam, lautet nach einigen Kürzungen:

Die am 1. Januar 1914 in Kraft tretenden Vorſchriften der
Reichsverſicherungsordnung bringen eine Neugeſtaltung des
Krankenkaſſenweſens. Grundſätzlich muß in jedem Verſiche
rungsbezirke eine „Allgemeine Ortskrankenkaſſe“ beſtehen.
Neben dieſer werden nach F8 239 ff. R.V.O. beſtehende Orts
krankenkaſſen auch für die Zukunft als „Beſondere Orts-
krankenkaſſen“ zugelaſſen, wenn ſie den geſetzlichen Voraus-
ſetzungen entſprechen und rechtzeitig einen Zulaſſungsantrag
geſtellt haben. Neu entſtehen können beſondere Ortskranken-
kaſſen nicht mehr.

Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe wird entweder nach S 231
R.-V.-O. neu errichtet oder ſie kommt durch Ausge-
ſtaltung einer beſtehenden Ortskrankenkaſſe zuſtande. Jn
beiden Fällen iſt ein Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften
erforderlich. Ausgeſtaltet werden kann eine beſtehende Orts-
krankenkaſſe nur auf ihren Antrag. Regelmäßig ſetzt die Aus-
geſtaltung weiter voraus, daß die auszugeſtaltende Kaſſe zu
laſſungsfähig iſt. Nach einem Miniſterialerlaß können jedoch
Mängel in der Satzung einer Ortskrankenkaſſe, die ausgeſtaltet
werden ſoll, unberückſichtigt bleiben, wenn ſie durch die mit der
Ausgeſtaltung verbundene Aenderung des Mitgliederkreiſes
beſeitigt werden und ſich die Ortskrankenkaſſe im übrigen zur
Ausgeſtaltung beſonders eignet.

Einen Antrag auf Ausgeſtaltung zur künftigen Allgemeinen
Ortskrankenkaſſe haben zwei beſtehende Kaſſen geſtellt, nämlich
die Gemeinſchaftliche Ortskrankenkaſſe und die jetzige Allge-
meine Ortskrankenkaſſe. Beide Kaſſen haben Mängel, die ihrer
Zulaſſung als beſondere Ortskrankenkaſſen, alſo einem
weiteren Sonderdaſein, entgegenſtehen. Beide beſtehen
nämlich für Gewerbszweige und Betriebsarten und ſind für
ſich allein nicht dauernd leiſtungsfähig. Die Gemeinſchaftliche
Ortskrankenkaſſe hat außerdem noch den Mangel, daß ſie als
beſtehende Kaſſe im Sinne des 8 85 Krankenverſicherungs-
geſetzes ihren Mitgliederkreisunzuläſſigerweiſe
verändert hat. Dieſer Mangel kann nicht beſeitigt werden,
deshalb kommt eine Ausgeſtaltung der Gemeinſchaftlichen
Ortskrankenkaſſe nicht in Frage. Dagegen ſtehen die Mängel
der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe einer Ausgeſtaltung dieſer
Kaſſe nicht entgegen. Der Satzungsmangel nämlich (Gewerbs-
zweige und Betriebsarten) würde durch die mit der Ausge-
ſtaltung verbundene Aenderung des Mitgliederkreiſes beſeitigt
werden, und die Leiſtungsfähigkeit würde durch
die Vermögen derübrigen Kaſſen, die ſämtlich oder
mindeſtens zum allergrößten Teil als nicht zulaſſungs-
fähig geſchloſſen werden müſſen, ſichergeſtellt werden.
Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe kann alſo als ausgeſtaltungs-
fähig betrachtet werden.

Die Ausgeſtaltung bietet gegenüber der Neuerrichtung einer
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe erhebliche Vorteile. Da die
Ausgeſtaltung von der Genehmigung des Oberverſicherungs
amts abhängig iſt, empfiehlt es ſich, für den Fall der Nicht-
genehmigung der Ausgeſtaltung die Bereitwilligkeit zur Er
richtung einer Allgemeinen Ortskrankenkaſſe ſchon jetzt zu
erklären, um eine Anordnung des Oberverſicherungsamts ge-
mäß S 2382 R.-V.O. zu vermeiden.

Das Kollegium beſchloß ohne Debatte: Von der Be-
fugnis, eine Allgemeine Ortskrankenkaſſe zu errichten, wird
kein Gebrauch gemacht, und zwar zugunſten der Ausgeſtaltung
der jetzigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe. Sollte aber die
Ausgeſtaltung der jetzigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe vom
Oberverſicherungsamt nicht genehmigt werden, ſo iſt das
Kollegium bereit, die Errichtung einer Allgemeinen Orts-
krankenkaſſe zu beſchließen.

Die Stadtverordneten gingen dann zur Etatsberatung
über. Nach ziemlich debatteloſer Annahme der Kapitel Be-
rechtigungen, Gewinnbringende Unternehmungen, Kapital und
Schuldenverwaltung gab es bei den

Beratungen der Schuletats
einige bemerkenswertere Auseinanderſetzungen

Stadtv. Knabe wandte ſich beim Etat der Mittelſchulen gegen
die Anſchaffung von zwei Sprechapparaten für den Unterricht
in fremden Sprachen. Er beantragte die dafür geforderten
464 Mk. zu ſtreichen.

Stadtſchulrat Brendel und Stadtv. Meyer traten dieſem
rückſchrittlichen Antrag entgegen. Die Phonographen ſeien
ſchon an zahlreichen Schulen anderer Städte erprobt. Und
wenn man für höhere Schulen extra Ausländer kommen laſſe,
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oder die Oberlehrer ins Ausland ſchiche, um don Schülern gute
Ausſprache beibringen zu können, ſo ſolle man für die Mittel
ſchulen wenigſtens den guten mechaniſchen Vermittler
fremder Sprachen nicht able Knabes Antrag fand denn
auch keinen Anklang; die Apparate wurden bewilligt.

Beim Etat des Stadtgymnaſiums wurde ein ſehr ver
nünftiger Antrag Hos, auch Lehrer mit zu den Verwaltungs
körperſchaften der höheren Schulen zuzulaffen, dem Magiſtrat
als Material überwieſen. Stadtv. Herzau teilte mit, daß
im Etatsausſchuß der Meinung Ausdruck gegeben wäre, das
Schulgeld für die höheren Schulen ſei zu hoch. Es werde
deshalb der Antrag geſtellt, den Magiſtrat zu erſuchen, eineErhebung über die Höhe der Schulgelder der höheren Lehr

anſtalten unſerer Provinz zu veranſtalten.
Stadtv. Knabe wandte ſich gegen dieſen Antrag. Durch

niedrigeres Schulgeld höhere Schüler von auswärts heranzu-ziehen, ſei nicht die Aufgabe unſerer ſtädtiſchen Schulen. Die

auswärtigen Schüler ſolle man ruhig den Riebeckſchen Stif
tungen überlaſſen. Aber auch deshalb ſei an eine Herab
ſetzung des Schulgeldes nicht zu denken, weil die Ausgaben für
Schulen ganz un verhältnismäßig angewachſen ſeien. Jn den
fünf Jahren von 1906 bis 1911 habe ſich die Schülerzahl, die
1906 ſchon über 26 000 betrug, kaum um 200 vermehrt, der
Schuletat habe ſich aber nahezu verdoppelt, nämlich von
1,4 Millionen auf 2,7 Millionen. Herr Knabe redete ſich bei
dieſen Berechnungen ſo in Eifer, daß er gar keinen Schluß
finden konnte, was ſchließlich ſelbſt den Bürgerlichen un
angenehm wurde. Dabei hatte der Herr gar keinen Grund zu
ſolcher Erregung, denn die um die Hälfte geringeven Ausgaben
vor ſechs Jahren beweiſen doch höchſtens, wie ſchlecht und
rückſtändig die ſtädtiſchen Schulen damals waren, und
daran zu erinnern ſollte bei mitſchuldigen Stadtverordneten
eher Sch am als alles andere erwecken. Was aber den Kapi-
taliſten Knabe beſonders ſchmerzte, war, daß nach ſeiner Be
rechnung annähernd 10 Millionen Mark in Schulbauten feſt
gelegt ſind und von der Stadt verzinſt und amortiſiert werden
müſſen. Das brachte er in den verſchiedenſten Variationen
immer wieder vor. Es iſt aber auch ein Jammer um das
ſchöne Geld. 10 Millionen nur für Bildungshäuſer hinzu
geben! Was könnte z. B. Herr Knabe mit dem Geld für feine
Geſchäftchen machen!

Aber eine gute Tat hat der kapitaliſtiſche Rechenknabe geſtern
doch verrichtet. Er hat feſtgeſtellt, wieviel der Stadt der ein
zelne Schüler der verſchiedenen Schulen koſtet. Danach erfordert
Zuſchuß ein Schüler am Gymnaſium 282 Mk., an der Ober
realſchule 292 Mk., am Reformrealgymnaſium 210 Mk., an der
höheren Mädchenſchule 167 Mk., an der Mittelſchule 104 Mk.,
an der evangeliſchen Volksſchule 100 Mk.
Von dieſem aufreizenden Zahlenmißverhält-

nis nehmen wir dankend Kenntnis, um es bei Gelegenheit
wieder zu verwerten. Herrn Knabes Sturm hat geſtern am
Ende gar nichts genützt, der Etatsausſchußantrag wurde mit
22 gegen 18 Stimmen angenommen. Die Schuletats
wurden dann mit kleinen Aenderungen genehmigt.

Beim Etat des öffentlichen Geſundheitsweſens kriti-
ſierte Genoſſe Oſterburg, daß, trotz der im Vorjahre ge
gebenen Verſprechungen des Stadtv. Lehmann, die Kröllwitzer
Papierfabrik noch immer das Saaletal verſtänkert.

Stadtv. Dehne referierte über die Etats der Hand-
werker- und Fortbildungsſchulen.

Genoſſe Oſter burg nahm dabei Veranlaſſung, wie im
Vorjahr darauf hinzuweiſen, daß das Schulgeld für die Fort
bildungsſchulen entgegen den geſetzlichen Vorſchriften von den
Lehrherren, den Lehrlingen und deren Eltern aufgebürdet
werde. Das geſchehe anſcheinend ſyſtematiſch; denn ſelbſt in
den von der Handwerkskammer, alſo einer Behörde,
herausgegebenen Verträgen ſtehe ein Paſſus, der vorſchreibt,
daß die Eltern das Schulgeld zahlen müſſen. Das führe zu
den kraſſeſten Ungerechtigkeiten. Dem Sohn einer Witwe wurde
von ſeinem Wochenlohn von 3 Mk. das Schulgeld zehnpfennig-
weiſe abgezogen. Daneben wurden noch 20 Pfg. Krankenkaſſen-
beitrag pro Woche abgezogen, ſo daß nur 2,70 Mk. nachblieben.
Die Witwe ſei übrigens jetzt genötigt, Armenunter-
ſtützung zu beantragen. Aber nicht nur Handwerksmeiſter,
auch Fabrikanten wälzten die paar Mark auf die Lehrlinge ab.
Von der Firma Dicker u. Werneburg ſei bekannt, daß ſie
ihren Lehrlingen ebenfalls die 6 Mk. Schulgeld ratenweiſe ab
zieht. Auch für die kaufmänniſche Fortbildungsſchule wird
das Schulgeld von den Lehrlingen eingetrieben. Das iſt u. g.
in einem Lehrvertrag feſtgelegt, der vom Bund der Ver
ſicherungsvertreter herausgegeben worden iſt. Ein
ganz kraſſer Fall iſt aber aus einem hieſigen Großbetrieb zu
verzeichnen. Der Betrieb behält ſeinen Lehrlingen Spargelder
vom Lohn ein und ſagt dann in einem weiteren Paragraphen
des Lehrvertrages:

Das Schulgeld für die ſtädtiſche Fortbildungsſchule im
Betrage von 6 Mk. pro Jahr hat der Lehrling zu tragen.
Dasſelbe wird von der Firma A. L. G. Dehne verauslagt und
dem Lehrling von ſeinem Spargelde bei der Auszahlung
desſelben in Abzug gebracht.

Derſelbe Herr Dehne, der dieſen unglaublichen Vertrag
abgeſchloſſen habe, ſei auch Stadtverordneter und habe
der Erhebung des Schulgeldes von den Unternehmern zuge

ſtimmt. Als Redner die Meral, die ſich in dieſem Verhalten
zeigt, gebührend kritiſierte, wurde er von dem Vorſteher wieder
holt unterbrochen. Bei der zweiten Unterbrechung ließ Genoſſe
Oſterburg ſich aber nicht ſtören. Nachdem er noch die zweier
lei Jugendfürſorge der Firma Dehne gehörig gegeißelt
hatte, forderte er vom Schulrat, daß er den Fortbildungsſchul
direktor Könnecke dringend ermahnen ſolle, ſtatt nationale
Jugendpflege zu treiben, lieber die Jugend darüber aufzu-
klären, wer das Schulgeld, das man ihnen abzieht, zu bezahlen
hat. Das ſei dann allerdings kein Mittel, Hurrapatrioten zu
züchten.

Der Vorſteher rief Genoſſen Oſter burg wegen des gegen
den Stadtverordneten Dehne gerichteten Vorwurfs der doppel
ten Moral zur Ordnung. Herr Dehne hatte dem weiter
nichts hinzuzuſetzen. Sachlich konnte er nichts er
widernl

Nach der Erledigung der Schuletats folgte noch die unver
änderte Annahme des Etats für das Feuerlöſchweſen.

Bemerkenswert waren noch folgende Vorlagen: Ueber die
Ausführung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte beſchloß
man folgende Grundſätze zu beachten

1. Die auf c r im ſtädtiſchen Dienſt Ange-ellten 1 zu verſichern. Die dieſen Angeſtellten auf Grund
es A. V.G. ſpäter zuſtehenden Bezüge ſind zur Hälfte

auf das ſtädtiſche Ruhegeld anzurechnen. Unter gleichgzeitiger
Beachtung der entſprechenden Beſtimmu der ReichsVerſiche
rungsordnung krr7 g 8 des Gemeindebeſchluſſes über die Ver
ſorgung nichtpenſionsberechtigter Angeſtellter folgende Faſſung
Auf die nach 88 6 und 7 zu gewährenden Beträge kommen
ſämtliche aus Mitteln des Reichs oder anderer ſtaatlicher oder
kommunaler Verbände ſowie die auf Grund der Reichsgeſetze
über Angeſtellten- und Arbeiterfürſorge (Verſicherungsgeſetz
für Angeſtellte und Reich verſiche rung orenung uſtehenden
Bezüge zur Anvechnung, jedoch mit folgender Einſchränkung:
a) Ruhegeld, Jnvaliden- und Hinterbliebenenrenten werden
ſämtlich nur in Höhe ihres halben Jahresbetrages auf die
ſtädtiſchen Renten angerechnet uſw. wie bisher.

2. Die auf fünf Jahre und bis zum 35. Lebensjahre kündbar
angeſtellten Beamten: Polizeiſergeanten, Steuer
erheber, Vollziehungsbeamte, Kanzliſten, Boten, Kaſtellane,
r dich Türmer und ſonſtige Beamte, deren Stellen aus-
ſchließlich der Beſetzung mit Militäranwärtern vorbehalten
ſind, werden ſämtlich als verſicherungsfrei erachtet, weil ſie ſich
im Sinne des S 1 des A. V. G. in keiner gehobenen
Stellung befinden. Das gleiche gilt für die dauernd künd-
bar angeſtellten Feuermänner und Oberfeuermänner. Polizei-
wachtmeiſter, Feldwebel der Feuerwehr und ähnliche Ange-
ſtellte ſind verſicherungsfrei, weil ſie ſtädtiſche Penſion und
Hinterbliebenenrente beziehen werden.

3. Diejenigen Bureaudiätare, welche die Aſſiſtentenprüfung
beſtanden haben, und daher als nicht mehr im Vorbereitungs-
dienſt befindlich an ſich verſicherungspflichtig ſein würden,
werden auf Grund folgender ortsſtatutariſcher Beſtimmung
verſicherungsfrei: S. 4 des Ortsſtatuts vom 13. März 1900
erhält folgenden Zuſatz: Bureaudiätaren, welche die Aſſi-
ſtentenprüfung den Anſtellungsbeſtimmungen für die Bureau-
und Kaſſenbeamten der Stadtgemeinde Halle gemäß beſtanden
haben, kann nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt wer-
den. Die Entſcheidung darüber, ob im Einzelfalle ein wichtiger
Grund nach bürgerlichem Recht gegeben iſt, unterliegt unter
Ausſchluß des Rechtsweges auf Antrag des von der Kündigung
betroffenen Diätars der Nachprüfung durch den Königlichen
Regierungs- Präſidenten in Merſeburg. Derartige Anträge
ſind beim Magiſtrat binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei
Wochen nach Zuſtellung der Kündigung ſchriftlich zu ſtellen.

4. Die Entſcheidung darüber, ob Angeſtellte, welche nur für
vorübergehende Dienſtleiſtungen in ſtädtiſchen Dienſten ſtehen,
als verſicherungsfrei oder pflichtig anzuſehen ſind, wird im
Anſchluß an die gemäß S 8 A. V. G. vom Bundesrat noch zu
erlaſſenden Beſtimmungen herbeigeführt werden.

5. Juriſtiſche Hilfsarbeiter (Gerichts- oder Regierungs
aſſeſſoren) werden bis zur Dauer von zwei Jahren auf Probe
für eine etatsmäßige und verſorgungsberechtigte Magiſtrats-

angeſtellt und ſind daher nicht verſicherungs-
pflichtig.6. Lehrperſonen: a) Zwecks Befreiung von der Verſichexungs-

flicht der an ſtädtiſchen Schulen einſchl. Fortbildungsſchulen,
Frauenſchule und ſonſtigen Schulen angeſtellten Lehrecinnen
und Oberlehrerinnen, welchen bisher nur ein Anſpruch auf
Ruhegeld (Ruhegehalt), nicht aber ein ſolcher auf Hinter
bliebenenrente zuſtand, wird ein Ortsſtatut erlaſſen, durch das
dieſen Lehrerinnen neben der Anwartſchaft auf Ruhegeld auch
eine ſolche auf Hinterbliebenenrente vom 1. Januar 1913 ab
in dem zur Befreiung orforderlichen Mindeſtumfange von der
Stadt Halle a. S. gewährleiſtet wird. Das gleiche gilt hinſicht-
lich der Befreiung von der Jnvalidenverſicherungspflicht nach
s 1234 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Fu.li 1911.
Dieſe Ortsſtatute treten mit dem Tage der amtlichen Ver
w. r in Kraft.Das von der Stadtgemeinde erworbene Grundſtück Große
Steinſtraße Nr. 51 iſt Anfang Januar 1913 abgebrochen
worden. Es iſt alsdann notwendig, die Straße daſoelbit in der
fluchtlinienmäßigen Breite zu regulieren und neu zu pflaſtern.
Ein Projekt darüber iſt aufgeſtellt und vorgelegt. Die Koſten
belaufen ſich nach dem Anſchlage auf 24 000 Mk. Jn Ueberetn-
ſtimmung mit der Baudeputation erſucht der Magrſtrat die
Stadtverordnetenverſammlung, die Regulieru,ig und Neu-
pflaſterung der Großen Steinſtraße zwiſchen dem Grundſtück
Große Steinſtraße Nr. 51 und der Deſſauer Straße zu ge-
nehmigen und die erforderlichen Mittel in vorerwähnter Höhe
zu bewilligen. Dieſer Vorlage wurde zugeſtimmt. doch gab es

eine längere Debatte darüber, ob die Koſten ſpäter im Umlage-
verfahren von den Anliegern eingezogen und dec Anleihe zu
geführt werden ſollen. Nachdem der Vorſteher Föhrung einmal
wieder ſo recht als Unglücksrabe die Verhandlung erſchwert
hatte, wurde vorläufig der Abſatz, der die Anltzeger belaſtet,
geſtrichen. Die Neuverme w des Stadtbezirks iſt ſoweit
vorgeſchritten, daß nunmehr die Unterlagen für einen
General-Bebauungsplan in einem einheitlichen für
dieſen Zweck geeigneten ßſtab hergeſtellt werden können.
r dieſe zeichneriſche Arbeit ſowie für die Ergänzung der

ivellements wurde ein Geſamtbetrag von 5000 Mk. bewilligt.

„Jn der geſchloſſenen Sitzung beſchließt das Kolle-
gium, daß dem derzeitigen Pächter des Stadttheater-Reftau-
rants bis zum 15. Mai (Theaterſchluß) ein Pachtnachlaß von
pro Monat 200 Mk. gewährt wird. Der vom Magiſtrat be-
antragten Penſionierung des Bureauaſſiſtenten Julius Dän-
hardt ſtimmt die Verſammlung zu; ſein jährliches Ruhe-
gehalt beträgt 1920 Mk. Jm Armenpflegerperſonal werden
folgende Veränderungen beſchloſſen: im 24. Armenbezirk tritt
an Stelle des Drogiſten Arno Raſch der Jngenieur Hans
Stephan, Richard-Wagner-Straße 55, als Armenpfleger;
im 30. Armenbezirk nimmt der Apotheker P. Kalinowski,
Burgſtraße 3, dem Buchbindermeiſter Freitag das Armen-
pflegeramt ab; während der Armenpfleger Kloſe im ſelben
Bezirk nach ſechsjähriger Amtsdauer wieder gewählt wird.
Zum Schluß beſchäftigte ſich das Kollegium mit der Erhebung
einer Klage gegen eine Anzahl Oberlehrer, die auf Grund
ſtaatlicher Vorſchriften von der Stadt Zulagen verlangen. Der
Magiſtrat iſt der Anſicht, daß nicht die ſtaatlichen Beſoldungs-
vorſchriften ſondern die ſtädtiſchen Anſtellungsverträge maß-
Jehin? d. Der Erhebung der Feſtſtellungsklage wurde zu-
geſtimmt.

Beſucht den Bildungskurſus!
Am Mittwoch und Donnerstag hält Genoſſe Rauſch ſeine

beiden letzten Vorträge in dem Zyklus über die Deutſche
Geſchichte des Mittelalters. Die Themen der Schlußvorträge:
Der brandenburgiſch-preußiſche Staat und Das Zeitalter der
Aufklärung verdienen erhöhte Aufmerkſamkeit. Sie zeigen
dem Hörer die Entſtehung der preußiſchen Staatsmacht. Die
Wurzeln der Dreiklaſſenmacht des Horts der Reaktion in
Deulſchland werden bloßgelegt. Und aus der Entwicklung
dieſer Macht werden wir uns aufs neue überzeugen können,
wie ſie zu überwinden iſt. Verſäume alſo keiner der vis-
herigen Hörer dieſe beiden wichtigſten Vorträge. Und ſchließ-
lich ſei nochmals betont, daß alle diejenigen, die bisher die
Vorträge nicht beſuchen konnten, durch die Berichte im Volks
blatt in die Lage verſetzt ſind, ohne weiteres den neuen Aus-
ſführungen zu folgen. Verſäume keiner den Beſuch gerade
dieſer beiden wichtigen Vorträge.

Die Mitgliederverſammlung des 11. Diſtrikts des Sozial
demokratiſchen Vereins, findet erſt am Sonnabend, den 25. Ja-
nuar, abends 824 Uhr, in dem Lokal von Pfaffrath, Aeußere
Delitzſcherſtraße 24, ſtatt. Die Diſtriktsführer.

Acchtung, Arbeiterturner! Wir wollen hiermit noch aus
drücklich auf die am Freitag im Volkspark ſtattfindende öffent-
liche Verſammlung hinweiſen, in der BVundesvorſitzender
Harniſch Leipzig über Arbeiterturnerbund und Deutſche
Turnerſchaft referieren wird. Jeder zur Stellel Die
Kaſſierer können am Mittwoch die Jahresberichte aus der
Druckerei abholen und verteilen, damit bis zur Verſammlung
jeder Vereinsangehöriger den Bericht in Händen hat.

Der Unternehmer iſt für das Nichtkleben von Jnvaliden
marken nicht haftbar. Eine Witwe war längere Zeit bei einem
Landwirt P. als Haushälterin in Dienſt geweſen, und hatte
im Alter von 70 Jahren dieſen Dienſt verlaſſen. Da P. es
unterlaſſen hatte, für ſie Jnvaliden- und Altersverſicherungs-
marken zu kleben, ſo erhielt ſie keine Jnvalidenrente, was ſie
veranlaßte, gegen ihn eine Klage auf Zahlung eines lebens-
länglichen Rente zu erheben. Sie habe ihn wiederholt aufge
fordert, für ſie Marken zu kleben; dies habe er jedesmal mit
der Erklärung abgelehnt, das ſei nicht nötig, er werde ſchon
ſpäter für ſie ſorgen. Das Landgericht Hildesheim wies die
Klage mit folgender bemerkenswerten Begründung ab: Der
Beklagte habe zwar dadurch, daß er ſeiner Beitragspflicht zur
Jnvalidenverſicherung der Klägerin nicht genügt habe, in ſtraf-
barer Weiſe gegen das Geſetz vom 13. Juli 1898 verſtoßen, aber
die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Strafbarkeit des Ar-
beitgebers bezweckten nicht den Schutz der Arbeitnehmer. Das
Verſicherungsgeſetz habe zwar die Aufgabe der Fürſorge für die
Arbeiter, aber die Arbeiter ſelbſt ſeien zur Mitwir-
kung verpflichtet; ſo müßten ſie ſich eine Quittungs-
karte verſchaffen und ſelbſt Beiträge zahlen. Dieſe Pflichten
könnten ihnen allerdings durch Vereinbarung mit dem Arbeit-
geber abgenommen werden, das ſei aber im vorliegenden Fall
nicht behauptet. Eine Andeutung, daß durch einen Verſtoß
gegen die Vorſchriften des zitierten Geſetzes eine privatrecht-
liche Entſchädigungspflicht gegen den Arbeitgeber konſtituiert
werden ſolle, enthalte das Geſetz nicht. Die Klägerin legte
gegen dies Urteil Berufung beim Oberlandesgericht Celle ein,
die jedoch zurückgewieſen wurde.

Stadttheater. Mittwoch die Operette Eva (Das Fabrik-
mädel), 135. Vorſtellung im 3. Viertel. Donnerstag tritt
Kammerſänger Wilhelm Herold in ſeiner Gaſtpartie dem
Pedro in Tiefland auf (134. Vorſtellung im 2. Viertel). Frei-
tag in neuer Einſtudierung Die Quitzows. Sonnabend Ab-
ſchiedsgaſtſpiel Kammerſänger Herold, Carmen.

Mittwoch den 22. Januar 1913:

röffnung
Gr. Ulrichstr. 3

meines
neuen
e Parterre und I. Etage
(früher Neues Theater, Marktnähe).

en a o
Der Besuch meiner grossen Verkaufsräume ist meinen werten Kunden und Gönnern auch ohne Kaufzwang gern gestattet.

Die Einlösung der zu Weihnachten verausgabten Gutscheine findet von da ab statt. W v
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Warnung vor einem Schwindler. Jn mehreren Häuſern
des Nordviertels iſt ein Betrüger unter einem alten Trick auf
getreten. Er ger an, daß er vom Hauswirt, der in jedem Falle
nicht in dem betreffenden Hauſe wohnte, geſchickt ſei, um die
Türen oder Fenſter der Wohnung nachzuſehen. Man geſtattete
dem angeblichen Schloſſer das Nachſehen und während der Zeit
benutzte er die Gelegenheit zur Ausführung von Diebſtählen.
Der Täter wird wie folgt beſchrieben: Etwa 22 Jahre alt,
1,65--1,70 Meter groß, ſchwarzes auffallend langes und
buſchiges Haar, blaſſe Geſichtsfarbe, er hat gen grobe
Ausſprache, länglichen Kopf und viele und Pickel im
Geſicht. Bekleidet war er mit braunem ckett, grauem
Schlapphut mit Federbuſch, ſchwarzen Schnürſchuhen, blauer
Arbeitsjacke und etwas abgetragener ſchwarz- und weißge-ſtreifter Hoſe. Wer Angaben über den Täter machen kann,
wolle dies der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 36,
mitteilen.

Feuer. Jn der Hermannſtraße 19 entſtand durch zu nahes
Heranhängen von Kleidungsſtücken an ein Ofenrohr ein
Stubenbrand, der durch die herbeigerufene Feuerwehr raſch be-
ſeitigt wurde. Zur Ablöſchung eines Gardinenbrandes wurde
die Feuerwehr nach Kaſerne I (Offizierskaſino) gerufen. Die

Urſache des Brandes hat ſich nicht feſtſtellen laſſen.
Von der Straße. Eine Erdſenkung entſtand geſtern nach

mittag auf dem Fahrdamm vor Böllberger Weg 28-29. Der
Straßenteil wurde polizeilich geſperrt. Vor Königſtraße 94

ſtieß ein Wagen der Straßenbahn mit einem einſpännigen
Wagen der ſtädtiſchen Straßenreinigung zuſammen, wobei das
Pferd zu Fall kam und die Gabel am Wagen zerbrach. Ein
Fahrrad wurde in der vergangenen Nacht in der Robert Franz-Straße gefunden. Infolge Ausgleitens kam in der Paſſage
des Juweliers Maſeberg in der Gr. Ulrichſtraße ein elfjähriger
Schulknabe zu Fall und ſchlug dabei unabſichtlich mit einer
Hand eine Schaufenſterſcheibe ein. Es entſtand dabei eine
Anſammlung von ungefähr 150 Neugierigen.

Geſtohlen wurden in der Nacht vom 15. zum 16. 1. 13 eine
blaukarrierte Tiſchdecke; eine rote Steppdecke; ein neues Sofa-
kiſſen, deſſen eine Seite aus rotem, gemuſtertem Plüſch und die
andere aus rotem Rips beſteht; ein Kopfkiſſen mit grau-geſtreiftem Jnlett und roſafarbenem geblümtem Satinbezug;
am 16. 1. 13 ein Läufer aus Plüſch, 2,43 Meter lang und70 Zentimeter breit; am 17. 1. 13 ein älteres Herrenfahrrad,
Marke Pfeil, Nr. 50 430, ſchwarzer Rahmenbau, Freilauf mit
Rücktrittbremſe, Damenſattel; am 19. 1. 13 ein glatkes
ſilbernes Zigarettenetui, in einer Ecke des Deckels eine Bull-
dogge eingeſtanzt; ein gerieftes, ſilbernes Zigarettenetui,
innen matt vergoldet.

Lochau. Beinahe ertrunken wäre am Sonnabend das
vierjährige Töchterchen des Schuhmachermeiſters Weiſe, dasſich auf dem Hofteich tummelte und dabei vom Eiſe ins Waſſer
glitt. Dem entſchloſſenen Handeln des Schulknaben Langrock
iſt es zu danken, daß das ſchon dem Ertrinken nahe Kind gerettet wurde. Da Anfang voriger Woche ein Weſenitzer Junge
auch ſchon Bekanntſchaft mit dem naſſen Element machte, wer-
den die Eltern zu größter Vorſicht gemahnt.

StadtTheater.
Zar und Zimmermann. Komiſche Oper in 3 Akten. Text

und Muſik von Albert Lortzing. Mit Recht gehört dieſe
Oper zu den Lieblingswerken der Deutſchen. Jhrem Autor
freilich hat auch ſie, gleichwie ſeine andern Opern, nur ge-
ringen klingenden Lohn eingebracht, dank den damals noch
gänzlich im argen r rechtlichen die ge-
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Napoleon und seine Frauen.
Grosses AusstattungsstüÄöck. Zum ersten Male in Halle.
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wöhnlich nicht dem Verfaſſer, ſondern dem Unternehmer, d. h.
dem Theaterdirektor die e füllen halfen. Verwunderlich
iſt, daß ſich das Publikum geſtern nicht zahlreicher eingefunden
hatte, wie man bei dieſer echten Volksoper wohl hätte erwarten
dürfen. Jn der Rolle des van Bett gaſtierte Harry Hand
vom Kieler Stadttheater auf Engagement. Es iſt zu wünſchen,
daß wir ihn noch in einer andern Partie kennen lernen, bevor
ein endgültiges Urteil gefällt wird. Jedenfalls beſitzt er ein
ſehr erfreuliches komiſches Spieltalent, das er in der Rolle des
ebenſo beſchränkten wie aufgeblaſenen Bürgermeiſters
wirkungsvoll zur Geltung brachte. Jn ausgiebigſter Weiſe be
diente er ſich dabei eines lebhaften Mienenſpiels, und er er-
zielte ſo im Verein mit einer glücklich getroffenen, die Dumm-
heit ſprechend ausdrückenden Maske gute Wirkungen, z. B. in
der Szene mit dem Lord. Zur Beurteilung der geſanglichen
Eigenſchaften bietet die Rolle nicht in dem Maße Gelegenheit,
da ſie ihrer ganzen Anlage nach leicht zum Karikieren ver
führt. Doch ſcheint genügendes Material nebſt der nötigen
Schulung vorhanden zu ſein. Den Zaren ſang O. Rudolph
ſehr tüchtig. Nur vereinzelt, bei hohen Lagen, merkte man,
daß ſeine ſtimmliche Jndispoſition noch nicht vollkommen über
wunden iſt; doch zeigte er gerade darin, daß er ſeine Stimme
mehr und mehr in die Gewalt bekommt. Gruſelli ſpielte
einen ſehr lebhaften Jwanoff; als Tenorbuffo neigt er ſehrzum Karikieren und Uebertreiben. Wenn nun auch dieſer
Jwanoff eine komiſche Behandlung verträgt, ſo darf er doch
nicht zum Clown werden. Manchmal ſtreifte er nahe daran.
Jrmgard Kühn befand ſich in ausgezeichneter ſtimmlicher
Verfaſſung und gab die Marie in ſehr anſprechender Weiſe.
Für E. Heuſchen war A. Fährbach eingeſprungen und fand
ſich mit der Rolle des franzöſiſchen Geſandten einigermaßen
zufriedenſtellend ab. Er wird der weiteren Ausarbeitung in
der Darſtellung noch einige Arbeit zu widmen haben. Jn
ſeiner Geſangstechnik ſtören noch immer die gequetſchten Töne
in hoher Lage, insbeſondere bei frei einſetzenden Stellen. Sie
klingen zwar kräftig, laſſen aber die Rundung vermiſſen.

Theo Raven als Spielleiter hatte wieder dafür geſorgt,
daß überall Leben herrſchte. Könnten die Zimmerleute ihre
Arbeit nicht etwas rhythmiſcher, der Muſik anpaſſender ge
ſtalten

Der Holzſchuhtanz, von der Ballettmeiſterin Adele Stahl-
berg-Wi eſt einſtudiert, wirkte recht nett. Da es aber im
Ballett in erſter Linie auf die Beine ankommt, ſo iſt zu wün-
ſchen, daß hier wenigſtens auf gute Form geſehen wird. Nach-
hilfe tut einigen dringend not. Ebenſo unerfreulich wirken
Beine, die einem Blüthnerflügel zur Ehre gereichen würden,
aber bei einer Vortänzerin nicht recht am Platze ſind.

Die muſikaliſche Leitung beſorgte A. Elsmann. W. A.

Allerlei.
Schreckenstat eines wahnſinnigen Korporals.

Wie die Neue Freie Preſſe meldet, erſchoß ein irrſinnig
gewordener Korporal des 18. Jnfanterie- Regiments in Neve-
ſinje in der Herzegowina geſtern nachmittag drei Soldaten und
verwundete drei weitere, darunter einen ſchwer. Als die Wache
anrückte, ſchoß er auf dieſe und tötete einen Mann. Er wurde,nachdem er ſich verzweifelt gewehrt hatte, am Montage er
ſchoſſen aufgefunden.

Kleines Allerlei. Zum Untergang der Veroneſe.
Offiziell wird erklärt, daß die Zahl der bei der Kataſtrophe des
Dampfers Veroneſe Umgekommenen 43 beträgt, während außer-
dem noch 16 Schwerverletzte an Land und in das Hoſpital ge-
bracht wurden. Dynamitexploſion in einer ſpa-
niſchen Grube. Eine Dynamitkapſel explodierte in einer

Grube bei Tremp. Zwei Arbeiter wurden getötet und vier ver
wundet. Folgenſchwerer Eheſtreit. In Neukölln
hatte der Gaſtwirt Fabian einen heftigen Wortwechſel mit,ſeiner Frau. Gegen 11 Uhr abends fand man Frau Fabian
mit ihren drei Kindern leblos auf dem Bett liegen. Sie hatte
die sleitung geöffnet. Sofort angeſtellte Rettungsverſuch
blieben erfolglos.

Letzte Nachrichten.
Die Landtagswahl in Lippe-Detmold.

Det mold, 20. Januar. Die heutige Landtagswahl brachte
einen glänzenden Erfolg für die Sozialdemokratie. Ein Man-
dat wurde behauptet und vier ausſichtsreiche Stichwahlen ſtehen

bevor. Unſere Stimmenzunahme beträgt faſt
100 Prozent. Die liberalen und konſervativen Stimmen
ſind ſtehengeblieben oder zurückgegangen. Die liberale Vor-
herrſchaft in Lippe iſt gebrochen. Jn Detmold ſelbſt betrug die
ſozialdemokratiſche Stimmenzunahme 150 Prozent.

Ausgrabung einer alten gallo- römiſchen Stadt.
Paris, 21. Januar. Aus Rochechouart (Dep. Haute Vienne)

wird gemeldet, daß während der Arbeiten in einem Steinbruch
die Neberreſte der gallo-römiſchen Stadt Baſſinu-Ragus bloß-
gelegt wurden. Von ſeiten der Behörden wurden Maßnahmen
getroffen, um die Ausgrabungen unter Aufſicht von Sachver-
ſtändigen fortzuſetzen.

Ein griechiſch-türkiſcher Kampf bei Biſani.
Paris, 21. Januar. Die Agence Havas meldet aus Athen:

Die gricchiſche Armee hat den allgemeinen Angriff auf Biſani
begornen.

Athen, 21. Januar. Das Kriegsminiſterium veröfſent-
licht folgenden Bericht aus Haniftelias von geſtern: Der aill-
gemeine Angriff wurde heute auf der ganzen Front aufge-
nommen. Die Artillerie begann den Kampf um 8 Uhr mor-
gens und ſetzte das Feuer bis 6 Uhr abends mit ausgezeich-
netem Erfolge fort. Die Griechen beſetzten Lozzeſſi, während
die Türken ſich in Unordnung in der Richtung auf Biſani
zurückzogen. Gleichzeitig rückte der linke Flügel gegen die
Höhen von Manoliaſſa vor.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton

und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen,Provinzielles Gottl. Kasparet. Verleger und für die
Jnſerate verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck

der (E. G. m. b. H.).Quittung.
Halle. Für Parteizwecke. Aus der Dreherei der FirmeDehne 0,75; von A. A., Osmünde 0,50; von ſtreidenden Backern

1, Mark. Reiwand.Frbeiter-Sekretariat, halſe a.
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.Spre denn nur yentaos von 119/2 Uhr und abends vonhſt Uhr. Sonnabend und Sonntagéehe S 1541.

n
e S

c Fhompes
Seifennulven

(Schutzmarke Schwan)

a e o

Stadt Theater

Direktion: Geh. Hofrat M. Richards.
Mittwoch d. 22. Januar 1913

135. Abonnem. Vorſt.

Novität: Zum 7. Male:

in Halle a. S- Mal SenſationsGaſtſpiet

Comtesse
de enenv

3. Viertel.
Novität:

V

Central amennan, dermanie fhemer

S Leipzigerstr. Ulrichstr. 20. Reilstraße 133.
Hente, zum letzten NMale, der Sehlager der Saison:

Lissi Nebuschka in
3 Me. „Das Komöcliantenkind“. 3 Akte.

Ergreifendes Drama.
Außerdem noeh 3 3pannende Indianeräramen,

Ah Mittwoch
S „Hie WUäxatz“, Von Lissi Nebuschka. 3 Akte.
S Der Besueh obiger Theater kann von uns bestens
c empfohlen werden, da die Lohn- und Arbeitsverhält-nisse der Angestellten tariflich geregelt sind.

5689 Transportarb.-Verb. Halle a. S.

W suu

h v t

W 8 r J 7

Abteilung für Berufskleidung. 4 e 777
z

v

S o
V

5

15

Serie II
Männerhoſe

Neu Lederbeliebte Qualität

Serie l
Männerhoſe
verſchieseee Farben

jetzt Stück nur 185

Serie IV
Männerhoſe

Neu ederHamburger Streifen

a 215jetzt Stück nur Mk

1tetzt Stück nur s

Serie III
Männerhoſe

Neu Leder
verſchiedene Farben

a 12jetzt Stück nur No.

Meine Arbeitshoſen zeichnen ſich durch bequemen S

506
S GShnitt und gute

Auf alle Ware 59h Rabatt.
erarbeitung aus.

D z e

r 5 d i

r ſſ ſt J 7
(Mitglied des Arbeiter-Turnerbundes).

EEEIIIEEEEEEEEE III
Freitag den 24. Januar, abends 8 Uhr

im grossen Saale des Volksparks

ethutſide Yerranglng.

IEEEEEEEEEEEEEIIIIE
Tagesordnung:

Referent Bundesvorsitrender Karl Harnisch, leiprig.

Alle organisierten Arbeiter der Stadt Halle, hauptsächlich
die Angehörigen der Deutschen Turnerschaft. werden biermit,äringend eingeladen. diese Versammlung zu besuchen. Nach

dem Vortrag Diskussion, an der jedermann teilnehmen kann.

Arbeiter-Turnerbund u. Deutsche w.

lin n T
Ortsgruppewerzebire. Hersehureg.

Sonntag den 16. Februarin den Räumen der Kaiſer Wilhelmshalle

Ortsgruppe

ſt

Zur Aufführung gelangt.

Ein Winzer- Feſt am Mieder-Rhein
verſchiedene Weberraſchungen.

Kasven-Oemnung 6 Uhr Anfang 7 Uhr.
Im Vorverkanf 50 Pfg. An der Abendkaſſe 60 Pfg.

ää r Ball frei.
Hierzu ladet freundlichſt ein Das Komitee.
Karten r Vorverkauf ſind zu haben: bei P. Bauer,Friedrichſtr. K. Eigendorf, Breiteſtr. 14 und in den VerJ kaufsſtellen des Konſum-Vereins.

Crosser fie tiagkennall.

Der

y Baronin von Benthein S(das Fabrikmä ädel). in dem Tanzmimodrama: v e
Operette in drei Akten „Bucddha's Opfer.

von Franz Lehär.Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 7 Uhr. x 11 e

5696 Ende 10 Uhr.
Donnerstag den 23. Jan. 1913

134. Abonnem. -Vorſt. 2. Viertel.
Gaſtſpiel des Kammerſängers
Wilhelm Herolck

Brillanter Dreſſurakt von
Affen, Hunden, Ponny und

EBlefanten,

Arita
a

und das übr. gr. Programm. c

vom Kgl. Theater in Kopenhagen.

Tieflamnci.
Muſikdrama in einem Vorſpiel u.
2 Aufzügen von Eugen d'Albert.

Den verehrl, Abonnenten zur gefl.
Kenntnisnahme, dass sich Mittwoch
u. Donnerstag ein Umtausch als not-
wendig erweist. Am Mittwoch findet

durch die
Lapdgemeinde- rung

Preis 30 Pf. Porto 5 Pf.
Zu beziehen durch die

nen i i n Volks Buchhandlune,
Verband d. Zabrllurbeier Jeutſchl

Zahlſtelle Bitterfeld.
Die Bezirksverſammlungen finden wie folgt ſtatt:

22. Januar in Wolfen,
24. Holzweißig, 199526. Pouch,28. Jeßnitz,Februar Bitterfeld,
6. „Greppin,8 NRoitzſch.

Tagesordnung wird in den Verſammlungen bekanntgegeben.

Zahlreiches Erſcheinen erwartet Die Ortsverwaltung.

S

e

m Führer

e e e r hSoeben erſchienen:

Neus Pelt-Kalbnder 1913.

37. Jahrgang.
Reich illustriert. Reieh illustriert,

Preis 40 Pfennig.
Zu beziehen durch die

Volks Zuchhandlung.
Halle a. S., Harz 4243.
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